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Auf dem Weg zum Wissenskommunismus
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Ist geistiges Eigentum Diebstahl? Stellen Raubkopien das Ergebnis von Aneignung oder eine besonders perfide Ausbeutung des Kreativproletariats dar? Darber diskutieren in unserem Heft u.a. Michael Hardt, Cornelia Koppetsch, Sabine Nuss und Stefan Meretz. Digital Natives diskutieren die Implikationen der Digitalisierung von Demokratie.


In der Rubrik Feminismen kritisiert die Bundesgeschftsfhrerin der LINKEN Caren Lay und die frauenpolitische Sprecherin der LINKSFRAKTION den Programmentwurf ihrer Partei aus feministischer Perspektive.


Auch die Redaktion hat sich den Programmentwurf der LINKEN vorgenommen und die Tops & Flops gekrt.




Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,



verkehrte Welt: Nach dem Schock der Wirtschaftskrise sind neun von zehn Deutschen laut Umfrageinstitut Emnid der Meinung, dass der Kapitalismus durch ein neues Wirtschaftssystem abgelöst werden muss, das Soziales und Ökologie vorrangig berücksichtigt. Verflogen sind die Illusionen über das „Ende der Geschichte“ mit lauter Menschen, die freudig „Ka-Ka-Kapitalismus“ singen.  
Doch eine Entsprechung findet der neue Zweifel am selig machenden Wesen des Kapitals im Politischen nicht. Ganz besonders nicht im real existierenden Parteien- und Zivilgesellschaftsgefüge, in der ein CDU-Hardliner-Generalsekretär der 70er Jahre eine Kapitalismuskritik verbreitet, die wahrnehmbarer ist als alle deutschen kommunistischen Plattformen zusammen. Eine radikale Kapitalismuskritik hat auch die Linke verlernt. Verschämt spricht man gelegentlich auf Nachfrage vom „Systemwechsel“; unklar dabei, ob es um die Beendigung der Macht der Deutschen Bank oder um die dringend notwendige Verwaltungsreform der Allgemeinen Ortskrankenkassen geht. Nun bilden wir uns als Redaktion natürlich nichts ein. Insbesondere nicht, den Raum gefunden zu haben, in dem die kommunistische Idee gefangen ist, die am Ende die Massen ergreift. Diskutiert haben wir aber drüber und jedenfalls Räume gesucht, in der eine Kapitalismuskritik ohne Schulung nach Art der katholischen Soziallehre Anknüpfung finden kann. Und ohne eine sich kommunistisch nennende Bilderbucherzählung, in der via Zeitstrahl vom Niederen zum Höheren aus den Urmenschen lauter Werktätige in heroischen Kämpfen des Guten gegen das Böse das kommunistische Ende der Geschichte errichten. 
 
„Eine marxistische Kapitalismuskritik muss vielmehr zeigen, wie und wieso die bestehende kapitalistische Eigentumsordnung Fortschritts- und Freiheitspotentiale systematisch blockiert. Dies wird im Bereich der Wissensproduktion besonders deutlich“, schrieben wir daher auf und beschlossen den Schwerpunkt „Wissenskommunismus“. Okay, es war ein bisschen wie in der Filmszene „Das Leben des Brian“, als sich die VerschwörerInnen der Volksfront von Judäa im Collosseum treffen. Und wie im echten Brian- Filmleben haben wir uns über die Thesen zum „Wissenskommunismus“ auch gleich gezofft: Ob die sozialen Verteilungskämpfe, die Geißlers Heinerchen mit den gesammelten Kapitalismuskritik-Revolutionären von Sommers Michael bis Wagenknechts Sahra um Lohn, um Rente und um Hartz-IV-Regelsatz führen, überhaupt zu etwas führen — außer am Ende zum SPD- oder KPdSU-Parteibuch? Oder ob Marx’ Vorstellung, wonach jeder nach seinen Fähigkeiten und Bedürfnissen leben solle, bereits heute gelten könne? Und ob die Software-Nerds verkappte KommunistInnen oder doch nur Spießgesellen des „Ka-ka-ka“ — naja, Ihr wisst schon — sind. Am Ende ist aber wieder einmal die notwendige Spaltung der Redaktion in die Volksfront von Judäa und die Judäische Volksfront, ausgeblieben. Nur über die Frage, wer von den Redaktionsmitgliedern nun den Titel „postbürgerliche Linke“ zu Recht führen darf oder nicht, wird weiter heftig bei Rotwein und gutem Essen gestritten. Soviel Kommunismus muss sein. Cheers! 
 
Eure Redaktion




Gretchenfrage

Wie hältst Du&#8217;s mit &#8222;Raubkopien&#8220;?



Einer der Kerngedanken des Internets ist es, Wissen frei zu tauschen. Heute können wir durch die technische Entwicklung auch Videos, Bilder und Musik für jedeN frei zugänglich machen. Das wird – ganz im Sinne der Entstehungsidee des Internets – immer häufiger genutzt. Von Hobby-KünstlerInnen genauso wie von Menschen, deren Kunst ihren Lebensunterhalt stellt. Auch Computerprogramme für fast jede Aufgabe sind heute kostenlos zu haben. Viele sind Open Source, so dass jedeR einen Teil zu dem Programm beitragen kann. Das ist gut für die Gesellschaft, denn mehr Menschen haben so die Möglichkeit, am digitalen Leben teilzunehmen. Der Gedanke, digitale Werke von der Gesellschaft abzuschotten und nur Wenigen zur Verfügung zu stellen, ist also schon längst überholt: Wir sind auf einem guten Weg in den Wissenskommunismus! 
 Herbert Behrens, Bundestagsabgeordneter der LINKEN

  
Als Studentin habe ich auch „Raubdrucke” gekauft. Heute lasse ich die Finger von Raubkopien. Das hat mittlerweile ganz andere Dimensionen angenommen. Meine Kolleginnen und Kollegen leben als Urheber/-innen von ihren Urheberrechten. Werden ihre Werke nicht mehr gekauft, sondern raubkopiert, können sie als Autorinnen oder Künstler wirtschaftlich nicht mehr (über-)leben. Kreativität ist was wert – auch finanziell. Im Übrigen ist Raubkopieren strafbar. Massenabmahnungen gegen unbedarfte Nutzer/-innen sogenannter Tauschbörsen sind aber sicherlich kein geeigneter Weg, um im Internet ein Bewusstsein für die Anerkennung des Urheberrechts zu schaffen. Wer hingegen geschützte Werke im Internet illegal zum Download anbietet, soll auch bestraft werden.
 
 Ulrike Maercks-Franzen, Bundesgeschäftsführerin der dju in ver.di

  
Sammeln von digitaler Musik* und der kombiniertesten CD**! Eine Bestimmung der beiden ist gemein. Das Aneignen fremder Musik.* Also ist beides Diebstahl. Darauf resümiert sich die übersichtige Logik, die soeben Gesetze gab. (...)Sammeln von digitaler Musik* und von Musik-CDs** sind wesentlich verschiedene Sachen. Der Gegenstand ist verschieden, die Handlung in Bezug auf den Gegenstand ist nicht minder verschieden. (...) Und diesen wesentlichen Unterschiede zum Trotz nennt ihr beides Diebstahl und betraft es schon, indem ihr es für einen Diebstahl erklärt, eine Strafe, die ihr offenbar über den Musik-CD-Diebstahl** selbst nicht verhängt. (...) Wenn das Gesetz aber eine Handlung, die kaum ein Musikfrevel* ist, einen Musikdiebstahl** nennt, so lügt das Gesetz, und der Arme wird einer gesetzlichen Lüge geopfert.
 
 Karl Marx, Ökonom und Philosoph, der sich intensiv mit Raffholz* und Holzdiebstahl** beschäftigte.

  
„Raubkopie“ klingt martialisch. Nach Gewalt und entreißen. Tatsächlich ist damit die urheberrechtswidrige Verwendung einer (meist digitalen) Kopie gemeint. In Deutschland ist die Privatkopie –zum Glück – erlaubt. Verwerter/innen und Distributor/innen konnten sich mit dem Anliegen einer Strafbarkeit nicht durchsetzen. Das heißt aber auch: Es gibt keine Raubkopie. Was im Zeitalter ohne Internet (erinnert sich noch wer daran?) möglich war, muss heute auch möglich sein: das Verborgen von Büchern und Musik. Und wenn dabei jemand eine Vervielfältigung für den privaten Gebrauch macht, sei es drum. Vordergründig geht es um die Entlohnung für ein Werk. Schaut man genauer hin, geht es bei der Debatte um die Privatkopie um die Interessen der Verwerter/innen und Distributor/innen, die einen Einbruch ihres Geschäftes befürchten. Künstler/innen sollen für ihre Arbeit entlohnt werden, die Privatkopie stellt dabei allerdings keine wirkliche Gefahr dar.
 
Halina Wawzyniak, Mitglied der Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“

  
Der Begriff der „Raubkopie“ ist so irreführend und tendenziös, dass ich von seiner Verwendung nur abraten kann. Die Nutzung digitaler Informationsgüter ist nicht konkurrierend, man stiehlt also nicht, sondern dupliziert ein Gut, wenn man es verwendet. Das alltägliche File-Sharing ohne kommerzielle Absichten sollte meines Erachtens nicht strafrechtlich verfolgt werden. Es ist gesellschaftlich wünschenswert, dass Informations- und Kulturgüter kursieren, weil das eine breite gesellschaftliche Teilhabe am öffentlichen Leben ermöglicht. Statt kommunizierende BürgerInnen zu überwachen, sollten wir uns lieber auf die Entwicklung intelligenter Vergütungsmodelle konzentrieren, die Anreize für die Zirkulation von Wissen schaffen.
 
 Jeanette Hofmann, Mitglied der Enquete-Kommission “Internet und digitale Gesellschaft”
  
„Eigentum ist Diebstahl“ sagen immer die, die keinen Besitz haben. Bei geistigem Eigentum ist das nicht anders. Allerdings: Proudhon irrt. Dass etwas gestohlen wurde, zeigt an, dass es vorher wem gehört hat. Wenn es hier nur um irgendwelche U2-Songs ginge, die da gratis kopiert werden, hätte ich kein Problem. Aber gerade unter Linken grassiert doch dieser Virus: Kunst darf nichts kosten, so als würde man die edle Sache dadurch beflecken. Dass der Künstler wie jeder andere seine Miete zahlen muss, was zu fressen braucht und vielleicht noch eine Familie durchzubringen hat, interessiert keinen. Der soll gefälligst arbeiten gehen. Eine Sache aber, die keinen Preis hat, ist den Leuten auch nichts wert. Ich mache z. B. prinzipiell keine Benefizlesungen mehr. In Berlin habe ich ein Obdachlosenprojekt, für das ich mich engagiere (aber nicht als Schriftsteller) und vielleicht noch „Mondkalb“, die Zeitschrift für das Organisierte Gebrechen – mehr ist nicht drin. Wer mich hören oder lesen will, soll zahlen. Wie hoch ist eigentlich das Zeilenhonorar beim „prager frühling“?
 
Karsten Krampitz, Stadtschreiber in Klagenfurt




auf dem weg richtung wissenskommunismus

Thesen der prager-frühling-Redaktion



Wissen ist Motor der Produktivkraftentwicklung 
  
Die Fähigkeit des Menschen, Wissen zu erhalten und neues Wissen über die Eigenschaften der Dinge und über soziale Prozesse zu erschließen, ist die Voraussetzung für seine Entwicklung. Wissen ist daher nicht nur Voraussetzung zur Entfaltung der Produktivkräfte, sondern auch zur Emanzipation des Menschen von sozialen Verhältnissen, die ihn in Unmündigkeit lassen. Im Programmentwurf der LINKEN heißt es: „Die Grundlage für die Entwicklung der Produktivkräfte ist heute und auf absehbare Zeit die Erwerbsarbeit.“ Diese Reduktion auf Erwerbsarbeit lässt außen vor, dass es neben der Erwerbsarbeit weitere gleichberechtigte Tätigkeitsbereiche gibt: erstens die Reproduktionsarbeit, besser bekannt als Familien- und Sorgearbeit, zweitens politische Einmischung bzw. gesellschaftliches Engagement und drittens Arbeit an sich selber, vorstellbar als Muße oder Weiterbildung. In allen vier Bereichen ist es das Wissen, das als Motor für die Entwicklung der Produktivkräfte wirkt und dem damit eine besondere Spreng- und Triebkraft zukommt. Das Wissensprodukt unterscheidet sich letztlich von allen anderen Produkten der kapitalistischen Warenproduktion darin, nicht durch Konsumtion aufgezehrt zu werden. Die künstliche Beschränkung des Wissens durch Urheber- und Patentrechte führt schließlich dazu, dass einmal gewonnene Erkenntnisse nicht umstandslos weiterverwendet werden oder Geheimwissen bleiben. Dies führt dazu, dass das Rad unnötig oft neu erfunden werden muss. Ob es beispielsweise das Internet in der heutigen Form geben würde, wenn dort nicht auf Open Source und freie Software gesetzt worden wäre, ist stark zu bezweifeln. Die Produktion des Wissens hat daher auf zwei Ebenen eine besondere politische Bedeutung: a) der Zugang zum Wissen ist zentraler Bestandteil der individuellen Ausbildung und ermöglicht gesellschaftliche Teilhabe sowie die Fähigkeit zur Emanzipation; b) ist die Frage zu beantworten, wie Wissen gesellschaftlich produziert wird und wer sich die Erkenntnisse der Wissensproduktion aneignen und diese nutzen kann. 
   
Aus dem Schoß des alten Wissens wächst das Neue. 
  
Die Industriegesellschaft würde von der Wissensgesellschaft abgelöst, vermuten die einen. Andere erblicken im affektiven Charakter der „immateriellen“ Arbeit sogar ein den Kapitalismus transformierendes Potential. Die immaterielle, kreative und affektive Arbeit, die Produktion des Wissens geistert so seit einigen Jahren als neue Hoffnungsträgerin in linken Diskursen: Während die einen (Hardt/ Negri) ihr kommunistische Potentiale zuschreiben, erblicken die Nerds unter den Software-Produzent/innen in der Form der Produktion freier Software die Arbeitsbedingungen einer kommunistischen Gesellschaft. Unabhängig vom Wahrheitsgehalt dieser Vermutungen kann festgestellt werden, dass die Produktion des Wissens immer bedeutsamer wird. Diese Entwicklung birgt Potentiale dafür, eine marxistische Kapitalismuskritik neu zu beleben. Denn die Kritik an Ausbeutungsverhältnissen ist nur die eine Hälfte der Geschichte. Eine marxistische Kapitalismuskritik muss vielmehr zeigen, wie und wieso die bestehende kapitalistische Eigentumsordnung Fortschritts- und Freiheitspotentiale systematisch blockiert (klassisch: die Dialektik von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen). Dies wird im Bereich der Wissensproduktion besonders deutlich. Wurde der Kapitalismus bisher vor allem dafür kritisiert, dass sein Weg die menschliche (Re-)Produktion zu regeln, die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen vertieft und seine Bewegungsgesetze die gesellschaftliche Verfügung über den Produktionsprozess verunmöglicht, so zeigt die Logik der Produktion des Wissens nun die Grenzen der privatwirtschaftlichen Organisation des Produktionsprozesses als Ganzes auf. Die Bedeutungszunahme der Wissensproduktion wird für den Kapitalismus zum Problem, weil das Wissensprodukt seine ganze Produktivität nicht im privaten Gebrauch entfaltet, sondern gerade durch öffentliches Zur-Verfügung- Stellen. Erst in der Aneignung durch die Vielen entfaltet das Wissen seine ganze produktive Wirkung. In verschiedenen Bereichen (Wissenschaft, pharmazeutische Industrie, Software- Entwicklung, Kreativbranche) wird augenfällig, dass die private Verfügung über Wissen die ökonomischen Potentiale der Gesellschaft behindert. Auch die Formen der Wissensproduktion weisen über gängige Produktionsformen hinaus, wo frei Assoziierte in hierarchiearmen Arbeitsprozessen teilweise bessere Produkte entwickeln, als sie unter den Bedingungen der Lohnarbeit erzielt werden. Dass das Privateigentum, bisher Motor der ökonomischen Entwicklungen in der Menschheitsgeschichte, selbige auch begrenzen könnte, wird immer mehr Menschen bewusst. Linke Politik kann nicht nur bei der Ausbeutungskritik verharren; sie muss aufs Ganze gehen. 
  
Der Kampf um die Aneignung des Wissens gewinnt an Bedeutung. 
  
Aber gegenwärtig ist die Produktion des Wissens weder der dominante Teil der (Re-)Produktion des gesellschaftlichen Lebens, noch wächst aus der Produktion des Wissens an sich eine neue, egalitäre und humane Gesellschaft. Dennoch zeigen Widersprüche und Kämpfe um die Aneignung des Wissens, beispielsweise die Kämpfe um die Aneignung der Wissensprodukte in der Medizin, der Kulturindustrie und in der IT-Branche sowie die internationale Auseinandersetzung um Patent- und Urheberrechte, dass die Organisation der Wissensproduktion und die private Verfügungsgewalt über das Wissen mittels Urheberrecht und Patentschutz bedeutende Felder der politischen Auseinandersetzung sind. Gerade im Bereich der medizinischen Versorgung wird deutlich, dass es sich dabei um Fragen von Leben und Tod handelt, wenn die Kosten für Medikamente, die den HI-Virus unterdrücken, durch Patentrechte statt 200 Euro plötzlich bis zu 10.000 Euro pro Jahr kosten. Auch internationale Auseinandersetzungen, in denen Entwicklungs- und Schwellenländer sich gegen die Kosten patentrechtlich geschützter Medikamente wehren, sind wichtige Felder politischer Auseinandersetzungen. Die internationale Arbeitsteilung, bei der die kreative Entwicklungsarbeit in den nördlichen Industrieländern, die körperlich anstrengende und schlecht bezahlte Produktion in den südlichen Entwicklungsländern verrichtet wird, wird vor allem über das Patentrecht sichergestellt. Dies zeigt, dass es bei diesen Auseinandersetzungen auch um die Festschreibung bzw. Überwindung internationaler Abhängigkeitsstrukturen geht. Auch in der klassischen Bildungspolitik finden Auseinandersetzungen statt, die Anknüpfungspunkte für eine transformative Linke sind. Dazu gehört der Kampf für den freien Zugang zu Bildungseinrichtungen und der freie Zugang zu Wissen. Nicht von ungefähr kündigte die Deutsche Forschungsgesellschaft jüngst eine Open-Access-Initiative an, die Forschungsergebnisse frei zugänglich machen soll. Der Leiter der Bibliothek der Universität Harvard forderte gleich die Verstaatlichung von Googles Buchsuchdienst. 
  
Wissen ist per se weder gut noch böse.
  
Der deutsche Sozialdemokrat August Bebel („Wissen ist Macht“) und der französische Poststrukturalist Michel Foucault („Macht-Wissen-Komplexe“) sind sich zumindest darin einig, dass Wissensproduktion, Wissensaneignung und Anwendung immer Teil von Machtverhältnissen ist. Wissen ist damit immer „gerichtet“ und umkämpft; bestimmte Wissensformen werden zur Wissenschaft geadelt (Gen- Forschung); andere Wissensformen werden abqualifiziert und tauchen gar nicht erst auf. Wissen ist also immer ein Bestandteil gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse und hegemonialer Konstellationen. Deshalb greift der Wissensoptimismus der freien Softwarebewegung ein Stück zu kurz: Hier geht es darum, dass technische Probleme kooperativ gelöst werden. Doch schon wenn es nicht mehr um Problemlösungswissen geht oder wenn zu fragen ist, wer die Probleme, die gelöst werden sollen, eigentlich definiert, stößt ein solcher Problemlösungsoptimismus an seine Grenzen. Linke Politik muss bereit sein, die herrschenden Wissensformen, ihre Gerichtetheit aufzudecken und ihr eine alternative Gerichtetheit, alternative Problemlagen und Wissensquellen entgegenzusetzen. Michel Foucault nannte diesen Prozess „Aufstand des unterworfenen Wissens“. Dort, wo die Vielfalt der Fragen und Antworten die herrschenden Diskurse ablöst, erhält auch das „unterworfene Wissen“ seine gesellschaftlichen Artikulationsmöglichkeiten, kann das Wissen demokratisch angeeignet werden. 
  
Praktische Kritik des bürgerlichen Gerechtigkeitsideals. 
  
Dort, wo die Produktion des Wissens im Vordergrund steht, wird oftmals die Trennung von Arbeit und Eigentum praktisch vollzogen (z. B: die unter General Public License stehende Software); dort weist die Wissensproduktion bereits über die bürgerliche Gesellschaft und ihre Vorstellungen von Arbeit, Eigentum und Verteilungsgerechtigkeit hinaus, in der auch die Linke in weiten Teilen noch gefangen ist: Eigentum wird — in Anlehnung an den klassischen Eigentumsbegriff John Lockes — traditionell auch in der Linken als Ergebnis von Erwerbsarbeit gedacht, die die prinzipiell allen Menschen gehörende Natur durch Arbeit angeeignet. Durch Arbeit erwirbt — so die altlinke Logik — der Mensch das Recht an seinem Arbeitsprodukt. Entsprechend wird die Kritik am Kapitalismus vorgetragen: Der Arbeiter erhalte nicht den vollen Lohn seiner Tätigkeit. Diese Logik gipfelt schließlich in der auch von der Linken vorgetragenen reaktionären Parole: „Wer nicht arbeitet, der soll auch nicht essen.“ In der Kritik des Gothaer Programms wandte sich bereits Marx gegen eine solche Gerechtigkeitsvorstellung als ehernes Gesetz. „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jeder nach seinen Bedürfnissen“ lautet die Marxsche Zielorientierung. Diese Logik wird jedoch nicht der Welt, wie sie ist, gegenübergestellt. Es muss vielmehr in den bestehenden Produktionsverhältnissen Ausschau danach gehalten werden, welche Potentiale und Widersprüche in eine solche egalitäre Richtung drängen. Deshalb wird der Emanzipationsprozess der Vielen von Widersprüchen durchsetzt sein. Man wird nicht umhin kommen, etwa dort an der Verbindung von Arbeit und Eigentum festzuhalten, wo bestehende Standards der sozialen Sicherung durch neoliberale Politik angegriffen werden. Doch das darf nicht den Blick darauf verstellen, dass die ökonomische Entwicklung der letzten Jahrzehnte auch neue Potentiale dafür geschaffen hat, dem Marxschen Ideal näher zukommen. In der Wissensproduktion wird das Produkt der eigenen Arbeit bereits oftmals nicht mehr als privates Eigentum verstanden. Im Gegenteil: Das Eigentumsrecht am Produkt wird so gestaltet, dass es kollektives Eigentum bleibt. Hier weist die Produktionsweise bereits über den bürgerlichen Rechtshorizont hinaus: JedeR arbeitet nach seinen Fähigkeiten, jedeR konsumiert nach seinen Bedürfnissen. 
  
Ohne Wissen keine Emanzipation! 
  
Die Aneignung von Wissen wird seit je her als Bedingung für die Emanzipation begriffen. Foucault erhebt daher auch den „Aufstand des unterworfenen Wissens“ zur Strategie. Der freie Zugang zum Wissen und die gesellschaftliche Förderung der Wissensproduktion sind Voraussetzungen, um herrschende Wissensformationen in Frage zu stellen. Die Produktion des Wissen muss daher als gesellschaftlicher, kollektiver Prozess begriffen und organisiert werden. Wissen ist zu vergesellschaften, der Zugang zur Produktion des Wissens offen zu gestalten. Die Anwendung und Verwertung des Wissens muss allen kostenfrei zugänglich sein. Künstlerische und wissenschaftliche Werke und Erkenntnisse sind daher frei von Nutzungsrechten der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen — gegebenenfalls muss die Gesellschaft die Entwicklungskosten tragen. Dort, wo Patent- und Urheberschutzrechte heute Einkommen für Wissenschaftler/innen und Künstler/innen sichern, sind sie durch eine generelle Förderung von Kultur, Kunst und Wissenschaft, etwa über demokratisch gesteuerte Fonds („Kulturflatrate“), zu ersetzen. 
   
Die Wissensproduktion kommunistisch wenden. 
  
Eine transformatorische Linke muss den aus der Wissensproduktion erwachsenden Widerspruch, der durch die Begrenzung der ökonomischen Potentiale des Wissens durch die privatrechtliche Form der Wissensproduktion entsteht, aufgreifen und ihn kommunistisch wenden: durch Aufhebung des Zusammenhangs von Arbeit und Eigentum. In der Wissensproduktion zeigt sich die Begrenztheit der bürgerlichen Logik, Arbeit und Eigentum zu verbinden. Die Erkenntnis der Begrenztheit dieser Logik auch auf andere gesellschaftliche Felder zu übertragen ist Aufgabe einer postbürgerlichen Linken. Statt einem bürgerlichen Gerechtigkeitsideal nachzuhängen, muss sie vielmehr für eine sanktionsfreie, Teilhabe ermöglichende Grundsicherung oder ein Grundeinkommen streiten. Statussichernde Sozialsysteme nimmt sie als Bezugsrahmen des erkämpften „kleinen Glücks“ vieler Menschen ernst, klärt aber zugleich über ihren ausgrenzenden und patriarchalen Charakter auf und drängt diese Komponenten zurück. Auch in anderen Bereichen werden Modelle erdacht, die auf eine Trennung von Arbeit und Einkommen, von Bezahlung und Konsum hinauslaufen: Beispiele sind die Kulturflatrate, kostenloser ÖPNV und Open Access. Zugleich hat eine transformatorische Linke den Zusammenhang zwischen Arbeit und Eigentum bzw. Einkommen dort anzugreifen, wo Raum für eine postbürgerliche Vorstellung einer anderen Gesellschaft zu schaffen ist. Die Produktion des Wissens könnte sich dabei als ein solcher Ort herausstellen, in dem sich das Prinzip „jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen” auch in Hinblick auf die Arbeitsproduktivität als überlegen erweist und sich die Produktionsformen der neuen Gesellschaft im Schoß der Alten entwickeln.



kommunismus neu denken

Michael Hardt über immaterielle Arbeit

Kolja Möller

prager frühling: Gemeinsam mit Antonio Negri vertrittst Du in „Commonwealth“, dass der Kapitalismus in einem Wandlungsprozess steckt. Zentral ist dabei die Hegemonie der immateriellen Arbeit.  
Michael Hardt: Wir sind der Auffassung, dass die industrielle Produktion ihre dominante Rolle in der kapitalistischen Ökonomie verliert. Das heißt natürlich nicht, dass die Industrie nicht länger wichtig wäre oder dass weniger Arbeiter in der Industrie angestellt wären. Stattdessen meinen wir: In den letzten 150 Jahren hat die Industrie eine Hegemonie über die anderen Formen der Produktion ausgeübt, die gezwungen waren, den Normalarbeitstag, das Lohnverhältnis und die disziplinären Methoden zu übernehmen. Diese Hegemonie ist dabei sich aufzulösen. Das ist relativ unumstritten.
 
Wir fügen aber die kontroversere Hypothese hinzu, dass statt von der Industrie die Hegemonie nun von Formen der Produktion ausgeht, die auf immaterielle Güter oder Güter mit starken immateriellen Komponenten zielen, wie beispielsweise die Produktion von Ideen, Wissen, Informationen, Codes, Bildern, Sprachen, Affekten und dergleichen. Denken wir beispielsweise an den Gesundheitssektor, LehrerInnen, SoftwareproduzentInnen, KulturarbeiterInnen und den Dienstleistungssektor. In jedem dieser Bereiche stellen die ArbeiterInnen auch materielle Güter bereit, aber das Ergebnis ihrer Arbeit ist wenigstens zu einem Teil immateriell: Eine Idee, ein Sinn für das Wohlergehen, eine soziale Beziehung etc.
 
Unser Anspruch ist nicht zu sagen, dass ArbeiterInnen heute mehrheitlich immaterielle Güter produzieren, sondern dass die immaterielle Arbeit unter qualitativen Gesichtspunkten hegemonial wird und andere Bereiche der Produktion transformiert. Selbst die industrielle Produktion muss heute informationsbasierter und kommunikativer funktionieren. Einige Leute entgegnen dieser Hypothese, dass alle realen Werte nur aus der Industrie kommen, in Form von realen, materiellen Gütern, die man zählen kann, wenn sie auf dem Fließband die Fabrik verlassen. Immaterielle Güter, sagen sie, wie Ideen, Bilder, soziale Beziehungen und Affekte, hätten keinen ökonomischen Wert. Europa, lamentieren sie, produziert nichts mehr und alle Produktion findet jetzt in China statt. Gut, erinnern wir uns, dass die Physiokraten im 18. Jahrhundert behaupteten, dass alle ökonomischen Werte aus der Landwirtschaft stammen. Die politische Ökonomie bestand hingegen darauf, dass die Wirtschaft eine Transformation erlebt, in der die Manufaktur und die Industrie gegenüber der Landwirtschaft hegemonial wird. Ich gehe davon aus, dass wir uns gegenwärtig in einer ähnlichen Periode des Übergangs befinden.
  
pf: In Eurer Kapitalismusanalyse greift Ihr offensichtlich marxistische Motive auf. Es geht um Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse. Ihr kombiniert das aber mit Michel Foucaults Konzept der Bio-Politik. Wie funktioniert diese Verbindung von marxistischen und poststrukturalistischen Ideen?
  
Hardt: Ich halte Foucaults Konzept der Bio-Politik für nützlich, um die neuen hegemonialen Formen der Produktion zu verstehen. Der Begriff der immateriellen Arbeit kann durchaus zu Fehlschlüssen führen, da der angesprochene Produktionsprozess Körper und Geist, mentale und manuelle Aktivitäten umfasst. Einzig die Produkte haben einen immateriellen Charakter. Es ist deshalb präziser den Produktionsprozess als „biopolitisch“ zu verstehen, da wir mit der Herstellung von Ideen, Affekten, Sprachen oder Bildern letztlich ganze Lebensformen reproduzieren. Obwohl viele in den 1980er und 90er Jahren poststrukturalistische Theorien und Marxismus für gegensätzlich erachtet haben, finde ich es nützlich, poststrukturalistische Autoren wie Michel Foucault, Gilles Deleuze oder Félix Guattari so zu lesen, dass sie sich in marxistischen Debatten bewegen und ihnen dabei eine neue Richtung geben. Wenn man auf die marxistischen Debatten der 1970er Jahre zurückschaut, stellt man fest, dass viele Argumente des Poststrukturalismus den heterodoxen Marxismen der damaligen Zeit ziemlich nahe waren. Beide, Postrukturalisten und heterodoxe Marxisten, widersetzten sich den orthodoxen Marxismen.
  
pf: In wie weit verändert die Metamorphose des Kapitalismus die Bedingungen für emanzipatorische Kämpfe? Bei Antonio Negri und Dir ersetzt die „Multitude“ die ArbeiterInnenklasse als revolutionäres Subjekt.
  
Hardt: Ich habe überhaupt kein Bedürfnis danach, Begriffe wie ArbeiterInnenklasse oder Proletariat einfach zu verabschieden. Was wir offensichtlich brauchen ist eine Erneuerung dieser Begriffe unter den aktuellen Bedingungen. Der Begriff der „Multitude“ ist nützlich, um uns eine neue Perspektive auf das zu geben, was „Klasse“ heute bedeuten kann und wie revolutionäre Subjektivitäten möglich sind. Ein guter Ausgangspunkt ist das, was Marx „Klassenzusammensetzung“ nannte. Wie arbeiten die Menschen heute, unter welchen Bedingungen? Was sind rassistische und geschlechtsspezifische Spaltungslinien innerhalb der Arbeitsteilung? Und auf der Basis der aktuellen Klassenzusammensetzung haben wir die Organisierung der ArbeiterInnen und ihre Repräsentation, insbesondere durch die Gewerkschaften zu überdenken. Sie wurden meist von einem heute überholten Paradigma aus entwickelt, das industrielle Arbeiter (und hier vor allem männliche) als primäre Subjekte betrachtete.
  
pf: In „Commonwealth“ plädiert Ihr ausdrücklich gegen eine sozialistische und für eine kommunistische Perspektive. Wieso geht Ihr diesen Schritt?
  
Hardt: Der Begriff des Kommunismus wurde wie viele der Begriffe unseres politischen Vokabulars, korrumpiert, so dass er in der Standard-Verwendung sein Gegenteil meint. Statt auf die Abschaffung des Staates, meint Kommunismus hier absolute und permanente Staatskontrolle über Gesellschaft und Wirtschaft. Was für eine bizarre Umkehrung! Es wäre nötig, die Geschichte zu verfolgen, wie diese verkehrte Auffassung hergestellt und sowohl von der sowjetischen Propaganda als auch vom antikommunistischen Denken populär gemacht wurde. Um den Kommunismus neu zu begründen, schlagen Toni und ich vor, mit der Perspektive des Gemeinsamen (Common) zu starten. Es bezeichnet Formen des Wohlstands (Wealth), den wir auf offene Art und Weise teilen. Einerseits sind die Erde und ihre Ökosysteme wie Wasser, Luft und Boden Gemeingüter – oder sollten es zumindest sein. Wir teilen alle die Vorzüge dieser Elemente und teilen auch die Folgen von steigender Umweltzerstörung. Auf der anderen Seite sind die Resultate der immateriellen Produktion, wie Ideen, Sprachen und Affekte Gemeingüter, also Commons. Wir meinen mit den Commons in beiden Hinsichten Gemeingüter, die weder Privateigentum noch Staatseigentum sind. Die Gemeingüter sind die Basis dafür, den Kommunismus neu zu denken.
  
pf: Hast Du weitere Beispiele für diese Commons?
  
Hardt: Die Kämpfe um geistiges Eigentum sind ein nahe liegendes Beispiel. Wissen, Ideen, Informationen und Sprache verlieren ihr produktives Vermögen, wenn sie privatisiert sind und aufhören, Commons zu sein. Und noch immer hängt kapitalistische Akkumulation davon ab, über sie als Privateigentum zu herrschen. Die Commons stehen insbesondere in den Kämpfen um geistiges Eigentum an indigenem Wissen auf dem Spiel: Das Wissen der Amazonasvölker beispielsweise über die Heilkraft einer speziellen Baumrinde oder der indischen Bauern über Saatgut als Pflanzenschutzmittel. In den meisten Fällen beginnt die Auseinandersetzung damit, dass kollektives und gemeinsam geteiltes Wissen von einem Unternehmen übernommen und als Privateigentum verkauft wird. Bio-Piraterie ist das Wort, das oft verwendet wird, wenn nicht nur Wissen, sondern auch ganze Lebensformen, in die es eingebettet ist, dem Gemeinsamen entwendet und privatisiert werden. Zusätzlich ist es nötig das Ökosystem und die Erde als Gemeingut zu betrachten. Wir teilen offensichtlich die Auswirkungen der Umweltzerstörung und der globalen Erwärmung. Wir sollten nach Lösungen suchen, die unsere Interaktion mit der Umwelt in Formen des Gemeinsamen realisieren. Es scheint mir klar zu sein, dass Lösungen gescheitert sind, welche die Umwelt entweder als öffentliches Eigentum betrachten und deshalb auf Staatseigentum hinauslaufen, oder als Privateigentum sehen und zu neuen, fiktionalen Konstruktionen wie dem Emissionshandel führen. Wir brauchen Institutionen des Gemeinsamen, um die Gemeingüter zu gestalten.
  
pf: Ihr seid optimistisch: Die Transformation des Kapitalismus schafft neue Potentiale für emanzipatorische Kämpfe und die neuen Subjekte sind für demokratische und subversive Praktiken im Grunde besser vorbereitet.
  
Hardt: Ich muss gestehen, dass ich es hasse, wenn mich Leute als optimistisch bezeichnen, wenn sie denken, dass ich naiv bin und ignoriere, wie schlimm unsere Situation ist. Ich nehme an, dass ich positive Möglichkeiten mit kompensatorischer Absicht herausstelle. Wie oft hört man, wie unüberwindbar alle diese Kräfte der Ausbeutung, des Krieges und des Todes sind, die gegen uns sind? Wie Slavoij Zizek und Federic Jameson oft sagen: Beim Gucken von Hollywood-Filmen ist es viel leichter sich das Ende der Welt als das Ende kapitalistischer Herrschaft vorzustellen. In einer solchen Ausgangssituation ist es keine schlechte Idee, sich auf die Kräfte zu fokussieren, die wir real haben und zu sondieren, welche Art der Befreiung wir möglich machen können.
  
pf: Eine weitere Konsequenz ist also die notwendige Veränderung politischer Gegenstrategien. In „Commonwealth“ plädiert Ihr für eine „Revolution als Institution“. Was hat man sich darunter vorzustellen?
  
Hardt: Toni und ich haben die Notwendigkeit von Institutionen herausgestellt, da es ein zentraler Konfliktpunkt in den sozialen Bewegungen der letzten Jahre war. Die Spontaneität der Rebellion und Revolte muss natürlich organisiert werden. Mit Institutionen meinen wir weniger eine bürokratische Struktur. Wir meinen eher etwas, das sich an der soziologischen Definition von Institutionen anlehnt: Ein stabiles Set an Gewohnheiten und sozialen Beziehungen. Unter diesem Gesichtspunkt sollten die Gewerkschaftsstrukturen, die wir erben, überdacht werden und an die neuen Bedingungen angepasst werden, genauso die Parteistrukturen. Wir haben die Effektivität und Attraktivität der existierenden politischen Organisationsformen neu zu bewerten und vielleicht Neue zu erfinden.
  
pf: Wie Du weißt, beschäftigt sich unser Magazin auch mit der neuen Linkspartei in der BRD. Was könnte hier der Beitrag von „Commonwealth“ sein?
  
Hardt: Es ist schwer die eigenen Beiträge zu beurteilen. Oft weise ich solche Fragen aus Bescheidenheit oder Distanz zurück. Wenigstens würde ich sagen, dass „Commonwealth“ gemeinsam mit unseren Büchern „Empire“ und „Multitude“ die Möglichkeit eröffnet, nicht nur produktive Diskussionen über die gegenwärtigen Formen ökonomischer Ausbeutung, Herrschaft im globalen System und dem anscheinend permanenten Kriegszustand zu beginnen, sondern auch neue Formen der Rebellion, der politischen Organisierung und der sozialen Alternativen zu erproben. Häufig verkommt die linke Debatte und Theoriebildung einzig zu einer Frage der Kritik. Linke AnalystInnen scheinen oft darum zu konkurrieren, wer die eleganteste oder verheerendste Kritik der Warenkultur, von Hollywoodfilmen oder Markenpolitik übt. Nur die ganze Zeit Kritik kann die Linke „sour and dour“ (sauer und mürrisch – die Red.) machen. In unseren Büchern fehlt der kritische Anspruch nicht, aber wir stellen auch Überlegungen an, die neue Zugänge vorschlagen, um neue, machtvolle Subjektivitäten anzuerkennen und soziale Alternativen zu schaffen. Vielleicht mag man nicht mit uns übereinstimmen, aber wir liefern solide Argumente, die debattiert werden können. Das ist etwas, auf das ich sehr stolz bin.




über das privateigentum hinaus

Das überschießende Moment der Wissensproduktion



Autos, Brötchen, iPhones — alles, was wir uns vorstellen können, vernutzt sich beim Gebrauch. Nicht so unser Wissen: Es verbraucht sich nicht; wer sein Wissen weitergibt, besitzt es immer noch. Neuerdings ist seine Verbreitung aufgrund digitaler Technologien nicht einmal mehr an stoffliche Träger gebunden. Allerdings wird das Recht, ein Wissensprodukt zu nutzen, mittels des Urheber- und Patentrechts verknappt, womit es zu einer Ware wird wie alle anderen Waren auch. Bei der Software-Entwicklung haben sich Urheberrechte sowie Programmcodes, die nur für Maschinen nicht aber für Menschen lesbar sind, als Entwicklungshemmnis heraus gestellt. In den 1990er Jahren entspann sich anhand der Entwicklung des freien und offenen Betriebssystems Linux die Debatte, wie zeitgemäß die Software-Produktion unter den Bedingungen des Urheberrechts eigentlich sei und ob freie, selbst organisierte Software nicht letztlich sogar besser sei als proprietäre, unter Lohnarbeit organisierte. Die Freie-Software-Bewegung schuf Lizenzmodelle, die garantierten, dass der Programmcode für jedermann zugänglich gehalten wird. Die Debatte fragte aber nicht nur nach den Produktionsbedingungen besserer Software. Schnell zeigte sich, dass die aufgeworfenen Fragen nicht nur die Software- Produktion, sondern die Wissensproduktion, ja die kapitalistische Ökonomie insgesamt berührten. Eben Moglens dot.kommunistisches Manifest brachte die Sache auf den Punkt: „Die Urheber von Wissen, Technologie und Kultur entdecken, dass sie nicht länger eigentumsbasierte Produktionsstrukturen und auf erzwungene Zahlungen gestützte Distributionsstrukturen benötigen.“ Die Widersprüche, die in der Wissensproduktion sichtbar werden, weisen in gewisser Hinsicht tatsächlich über die bestehende kapitalistische Ordnung hinaus. Vier Gründe seien genannt: Mit wachsender Bedeutung der Wissensproduktion wird die Begrenzung der Produktivkraft des Wissens durch die private Verfügung deutlich. Zweitens entwickeln sich in der Wissensproduktion neue, hierarchiearme Arbeitsweisen, die auf gleichberechtigtem Austausch und Interesse statt auf Zwang und Unterordnung beruhen. Auch wenn diese Arbeitsformen nicht glorifiziert werden dürfen, so zeigen sie: Es geht auch ohne Chef und ohne Chefin. Damit einher geht drittens die soziale Frage der ökonomischen Absicherung der WissensarbeiterInnen. Urheberrechte sind nicht nur Marterwerkzeuge der Kulturindustrie, sie sind auch lebenswichtige Einnahmequelle der im freien Kulturbetrieb Arbeitenden. Aktuelle Debatten um die Neugestaltung des Urheberrechts, um bedingungslose Grundsicherung oder Kulturflatrates zeigen, dass bereits über neue, über die bestehende Verwertungslogik hinaus weisende Formen der Einkunftssicherung nachgedacht wird. Viertens gibt es Überlegungen, wie auch komplexe ökonomische Prozesse mit den Produktionsprinzipien einer Commonsbased Peer Production werden können. Das mag utopisch anmuten, zeigt aber, dass in der Wissensproduktion bereits praktisch mit postkapitalistischen Formen der Produktion experimentiert wird. Es lohnt sich also, genauer hinzuschauen.



Zwischen Open Access und GPL

Beispiele des Überschießenden in der Wissensproduktion



Open Access und Wikipedia   
*Pascal, Digital Native
  
Die Wissenschaft soll den Menschen nützen — doch der Zugang zu Fachpublikationen ist meist teuer und aufwendig. Dagegen stellt sich die „Open Access“- Bewegung, welche den freien Online- Zugang zu jenen Publikationen schaffen will. Zur Zeit nehmen nicht nur viele Wissenschaftler/-innen an der Bewegung teil, auch 10-15 Prozent der Periodika arbeiten nach diesem Konzept. Ähnlich motiviert ist Wikipedia, die freie Enzyklopädie und Webseite für das Lesen, Organisieren und gemeinsame Verfassen von Enzyklopädie-Artikeln. Dort arbeiten Nutzer/-innen mit unterschiedlichen Spezialisierungen und Sichtweisen in einem kontinuierlichen Prozess gemeinsam an den Artikeln. Diese stehen unter freien Lizenzen, ähnlich zu freier Software. Der Erfolg spricht für das Konzept. Dieses demokratisch organisierte Hobby-Projekt ist die größte Enzyklopädie, eine der beliebtesten Webseiten und bedroht sogar die kommerzielle Konkurrenz. Microsoft musste seine Enzyklopädie „Encarta“ schon aufgeben. 
   
Open Source 
  
*Andrea Knaut, Informatikerin 
  
Software kann in zahlreichen Abstufungen frei sein. Die Open Source Initiative (OSI) zählt derzeit auf ihrer Webseite 66 von ihr anerkannte Lizenzen, darunter berühmte wie die General Public License (GPL). Sie alle sollen sicherstellen, die Funktionalität eines Computerprogramms in Form des Quellcodes menschenlesbar zu halten. Keine dieser Lizenzen untersagt das kommerzielle Nutzen der Software. Und nur wenige, die GPL etwa, schließen aus, dass nicht in einer neuen Version der Software der Zwang zum offenen Quellcode wieder zurückgenommen wird. Die pragmatische Basis „Freier Software“ ist im Sinne aufklärungsgeprägter Wissenschaft: Der freie Zugang zum Funktionsrezept einer Software ermöglicht Kritik. Verbesserungen unterliegen dann dem Finde-die-Lücke-Spieltrieb der sehr heterogenen Open-Source-Community. Unternehmen wie Apple oder Microsoft wissen das und veröffentlichen Teile ihrer Quelltexte. Open Source ist in gewissem Sinne eine kapitalistische Erfolgsgeschichte der Do-it-yourself-Idee. Es gilt das Sesamstraßenprinzip: „Wer nicht fragt, bleibt dumm.“ Das kann durchaus Machtteilhabe und Verschiebungen in den Formen gesellschaftlichen Haushaltens mit sich bringen. Doch merke: Sich die Fähigkeit anzueignen, Programmiersprachen zu benutzen, kostet Arbeitszeit. Wer was erfunden und wer zuerst welchen Namen wofür vergeben hat, ist da kaum egal. Anerkennung, Lohn will mensch dafür — in welcher Form auch immer. 
   
Neokolonialismus 
  
*Pia Eberhardt, Politikwissenschaftlerin 
  
Die Wirtschaftsgeschichte hat gezeigt, dass die Entwicklung von Konzernen wie Philips oder Unilever ebenso wie die der heutigen Industrieländer nur möglich war, weil sie Technologien und Produktionsprozesse nachahmen konnten, die anderswo entwickelt worden waren. Umgekehrt gilt: Monopolrechte, die diese Nachahmung behindern, graben Industrialisierungsprozessen das Wasser ab. Kein Wunder, dass sich der globale Süden einst heftig gegen das TRIPS-Abkommen der Welthandelsorganisation (WTO) gewehrt hat. Das Abkommen setzt globale Mindeststandards für den Schutz geistiger Eigentumsrechte. Als Folge haben Länder wie Indien erstmals Patente auf Medikamente und Saatgut eingeführt — zu Lasten von Ernährungssicherheit und Gesundheitsversorgung. Aber der Phalanx von transnationalem Kapital und Industrieländern reicht das nicht. In internationalen Foren, die weit weniger politisiert sind als die WTO, verfolgt sie derzeit eine krasse WTO-plus- Agenda: in der Weltzollorganisation z.B. in bilateralen Freihandelsverhandlungen oder im Rahmen von ACTA (Anti-Counterfeiting Trade Agreement), ausgehandelt von einem Dutzend hauptsächlich reicher Industrieländer. Hier drängt der Norden auf längere Laufzeiten für Patente, verschärfte Grenzkontrollen und weitreichende Programme zur Bekämpfung der „Piraterie“. Zumindest ACTA haben Länder wie China und Indien jüngst heftig als entwicklungsfeindlich kritisiert. Gleichzeitig schlagen sich ihre großen Industrieverbände zunehmend auf die Seite des transnationalen TRIPS-plus-Lagers. Auf internationaler Ebene ist von Wissenskommunismus daher leider noch wenig zu sehen. 




tödliche patente

Reduzierte Lebenserwartung durch Patente auf AIDS-Medikamente

Sven Dehmlow

Bei Diskussionen über Patente trifft man häufig auf die gleiche Behauptung: Patente sind dafür da, den „kleinen“ Erfinder vor den großen Konzernen zu schützen, die ihm ja sonst seine Erfindung stehlen würden. Diese Argumentation hat allerdings einige Schwächen: Erstens ist ein Verfahren zur Erlangung eines Patentes bürokratisch aufwendig und sehr teuer. Die schützenswerten „Kleinen“ unter den Erfinder/-innen können sicher nicht die notwendigen mehreren zehntausend Euro aufbringen. Zweitens ist unsere Gesellschaft technisch so weit fortgeschritten, dass bahnbrechende Erfindungen durch Einzelpersonen unmöglich erscheinen. Wann wurde zuletzt von jemanden etwas so bedeutendes wie die Glühbirne oder der Elektromotor erfunden? Und wer hat das Equipment im Hobbykeller um in seiner Freizeit aktuelle Hochtechnologien zu revolutionieren? Drittens sollte – egal ob man dies nun religiös, marxistisch, humanistisch oder einfach nur mit der eigenen Vernunft begründen möchte – das Profitstreben einzelner nicht das Leben von Millionen bedrohen oder ganz konkret kosten. 
Jährlich sterben rund zwei Millionen Menschen an den Folgen von AIDS. Weltweit leben nach Schätzungen von UNAIDS (Joint United Nations Programme on HIV/AIDS) 33,4 Millionen Menschen mit dem Humanen Immunschwäche-Virus HIV. Zwei Drittel der Betroffenen leben in Afrika südlich der Sahara. Von insgesamt zehn Millionen AIDS-Kranken, die einer medikamentösen Behandlung bedürfen, haben 60% keinen Zugang zu einer adäquaten Gesundheitsversorgung und medikamentösen Behandlung. Durch den massenhaften Tod von Erwachsenen bleiben Millionen von AIDS-Waisen zurück. Zudem infizieren viele HIV-positive Schwangere ihre Kinder, weil sie keine Behandlung bekommen.
 
HIV ist zwar nach wie vor nicht heilbar, doch es gibt Medikamente, die das Leben deutlich verlängern: Statisch gesehen hat ein HIV infizierter Zwanzigjähriger, der in Deutschland lebt und entsprechend gut behandelt wird, noch etwa 50 Jahre zu leben. Seine Lebenserwartung unterscheidet sich damit kaum vom Bevölkerungsdurchschnitt. Um nicht mißverstanden zu werden: HIV ist nach wie vor alles andere als harmlos und der umfangreiche Medikamenten-Cocktail, der die Viren in Schach hält, bringt zahlreiche und starke Nebenwirkungen mit sich. Auch die Gefahr von Ausgrenzung, Arbeitslosigkeit und folgender Armut sind kein Spaß. Trotzdem ist es natürlich ein Skandal, dass bislang viele Millionen Menschen gestorben sind, die heute vielleicht noch leben könnten, wenn sie die richtigen Medikamente bekommen hätten.
 
Auf internationalen Druck haben die Pharmakonzerne die Preise für die antiretroviralen Medikamente, die den Ausbruch von AIDS hinauszögern, für Afrika auf etwa 1.000 Euro pro Jahr und Patient bzw. Patientin gesenkt. Die 40 ärmsten Länder der Welt geben pro Kopf und Jahr für ihre Gesundheitsversorgung etwa zehn US-Dollar aus. Selbstverständlich, dass mit so einem Budget keine sinnvolle Behandlung möglich ist. Ein Ausweg wären sogenannte Generika, also gleichwertige Medikamente, die von einem anderen Unternehmen hergestellt werden und sehr viel günstiger abgegeben werden können, weil die typischen Kosten für ein Produkt (Entwicklung, Test, Marketing) und das Gewinnstreben des Pharmaunternehmens in den Hintergrund gerückt werden. Generika werden einfach als günstige Alternative vermarktet und schon die Konkurrenz über den Preis würde diesen deutlich senken.
 
Allerdings stehen der Herstellung von Generika durch andere Unternehmen zunächst die Patentregelungen des TRIPS-Abkommens (Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights)der WTO entgegen: TRIPS verbindet globale Handelsregeln mit dem internationalen Patentrecht. Es sollte 2005 in einer sehr strikten Form in allen WTO Mitgliedstaaten (insgesamt 153) in Kraft treten. Patentrechtlich ist ein Patentschutz für 20 Jahre möglich und üblich – für moderne Medikamente natürlich eine unglaublich lange Zeit. Vor 20 Jahren sind AIDS und HIV erst in den Fokus der breiten Öffentlichkeit gerückt.
 
Auf Grund zahlreicher Proteste aus unterschiedlichsten Richtungen, wurde auf der Doha-Konferenz 2001 über Ausnahmeregelungen verhandelt: Ärmere Staaten könnten nach Doha im Falle eines nationalen Gesundheitsnotstands generische Medikamente selbst produzieren oder einkaufen. Doch die Höhe der dann immer noch an die Rechteinhaber zu zahlenden Lizenzgebühren bleibt in jedem Einzelfall strittig. Und der grenzüberschreitende Handel ist untersagt. Das Problem bei dieser Regelung liegt auf der Hand: Arme Länder – die kaum Ihre Bevölkerung ernähren können – haben in der Regel keine Industrie, die moderne Medikamente herstellen kann, und auch kein Geld, um teure Lizenzgebühren zu zahlen. Im August 2003 wurden in Genf eine weitere WTO-Vereinbarung getroffen - ein Kompromiss, der als Interimslösung gilt. Demnach können Entwicklungsländer künftig Generika importieren, ohne gegen WTO-Regeln zum „Schutz geistiger Eigentumsrechte“ zu verstoßen. Somit wird auch die Praxis legalisiert, mit der Pharmafirmen bereits jetzt gestaffelte Nachlässe auf ihre Vertriebspreise in einzelnen Ländern gewähren.
 
Die traurige Pointe zum Schluß: Während in Südafrika – allen genannten Vereinbarungen zum Trotz – wegen eines jahrelang laufenden Patentrechtsstreites mit US-amerikanischen und europäischen Pharmakonzernen Tausende mangels preisgünstiger Generika an AIDS sterben mussten, war man in den USA angesichts einer befürchteten Milzbrand-Seuche mit der Drohung des Bruchs des BAYER-Patents auf Ciprofloxacin unter Verweis auf gesundheitlichen Notstand ganz schnell bei der Hand.
  
Autoreninfo
 
Sven Dehmlow befasst sich für gewöhnlich mit Software-Patenten, meckert aber auch gerne über Patente im Allgemeinen.





wildwest im internet

Digitale Wissensproduktion und Datenschutz

Dr. Thilo Weichert

Der Datenschutz war in seiner jungen, knapp 40jährigen Geschichte schon den unterschiedlichsten Anfeindungen ausgesetzt: Fortschrittshemmschuh, bürokratisches Hindernis, Täterschutz sind nur drei der Argumentationsmuster. Angesichts der zunehmenden digitalen Durchdringung aller Lebensbereiche und der weltweiten Vernetzung, insbesondere über das Internet, wird der Datenschutz neu in Frage gestellt. 
Richtig ist, dass eine umfassende Kontrolle über die eigenen Daten nie möglich war und angesichts der technischen Entwicklung auch künftig nicht möglich sein wird. Richtig ist aber auch, dass eine weitgehende Kontrolle über „eigene Daten“ im Netz rechtlich geboten ist und grundsätzlich auch regulierend, technisch und organisatorisch angestrebt werden kann. Dabei geht es nicht nur um den Persönlichkeitsschutz und die Privatsphäre, sondern auch um den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen oder von Urheberrechten.
 
Die meisten Datenschutzbeauftragten in Deutschland sind zugleich Informationsfreiheitsbeauftragte. Deren Ziel ist nicht nur die Geheimhaltung, sondern auch die Offenlegung von Informationen. Im Vordergrund der Informationsfreiheitsgesetze (IFGs) steht die öffentliche, d.h. demokratische Kontrolle und Transparenz der Verwaltung. Ein weiterer Hintergrund ist die Informations-, Presse- sowie die Meinungsfreiheit. Und damit sind wir schon nahe an der Wissenschaftsfreiheit, die auch Information, Transparenz und Debatte benötigt und für die Geheim- und Zurückhaltung von Informationen ein Graus ist.
 
Wissensproduktion und Datenschutz stehen also in einem Spannungsverhältnis, nicht aber zwangsläufig in einem Widerspruch. Wissensproduktion setzt gesellschaftliche Relevanz voraus; dem Datenschutz geht es um Wahrung des außerhalb der offenen Gesellschaft stehenden Privatbereichs. Dies hat zur Folge, dass Datenschutzrelevanz und Wissensrelevanz voneinander getrennt werden können. Tatsächlich gibt es hierfür rechtliche und technische Instrumente, z.B. das datenschutzrechtliche Forschungsprivileg verbunden mit Anonymisierungspflichten. Methoden der Aggregierung und der so genannten Filetrennung erlauben private Einzeldaten geheim zu halten und dennoch deren Wissensrelevanz öffentlich zur Geltung zu bringen.
 
Klar ist jedoch: Es gibt nicht nur Abgrenzungsprobleme, sondern auch Konflikte. Ein Klassiker hierfür sind die „Personen der Zeitgeschichte“ bzw. deren durch die Boulevardpresse vulgarisierte kleinen Geschwister der Stars und Sternchen. Geht es aber hier immer um Wissensproduktion? Diese Frage stellt sich auch bei den nicht minder kommerziell ausgerichteten Projekten von Internetveröffentlichungen, z.B. die Straßen- und Luftbildansichten von Google, Microsoft und Co., die Ausbeutung von Surf- und Konsumprofilen für Werbezwecke, die Ausbeutung von Daten von „Freunden“ durch Social Communities wie Xing oder Facebook. Hier spricht ein kommerzielles Verständnis von informationeller Selbstbestimmung dafür, die Betroffenen selbst ihre Daten vermarkten zu lassen, statt sie, wie bisher der Fremdausbeutung preiszugeben. Deshalb brauchen wir hier Regulierung – nicht, um die Wissensproduktion zu behindern oder zu zensieren, sondern um die Menschen vor dem derzeit noch praktizierten und von den Googles und Facebooks beherrschten Wildwest im Internet zu schützen.
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die piraten

Netzpolitik als Partei?

Alexander Hensel

Im medialen Diskurs gilt die Piratenpartei aufgrund ihrer mageren Wahlergebnisse oftmals als gescheitert. Diese Einschätzung setzt jedoch die Logik etablierter Parteien voraus. Die besonderen Aufgaben von Kleinparteien wie den Piraten werden dabei ignoriert. Kleinparteien beleben die Konkurrenz im Parteiensystem und zwingen ihre etablierten Gegenspieler, auf neue oder vernachlässigte politische Fragen zu reagieren. Sicher war für die Etablierung des neuen Politikfeldes Netzpolitik ab dem Frühjahr 2009 die deutsche Netzbewegung insgesamt verantwortlich. Besonders aber die Piraten übersetzten den Protest in effektiven parteipolitischen Druck. Durch ihre Existenz als fachkompetente Wahlalternative zwangen sie die etablierten Parteien zur Reaktion. 
Zudem können Kleinparteien nicht nur die Agenda, sondern auch interne Machtstrukturen der etablierten Parteien beeinflussen, indem sie dort die Stellung von Außenseitern mit ähnlichen Positionen stärken. So hat der von den Piraten ausgehende Druck beispielsweise die internen Konflikte um die Netzpolitik von SPD und Grünen eskalieren lassen und damit diejenigen Politiker gestärkt, deren progressive netzpolitische Positionen zuvor ignoriert wurden. Auch sorgen die Piraten für die Reintegration einer nicht unerheblichen Zahl von Bürger/innen in das Parteiensystem. Wer die Crewtreffen der Piraten besucht oder an ihren Diskussionen im Netz teilnimmt, stößt vor allem auf Menschen, die von den etablierten Parteien aufgrund ihrer Strukturen frustriert sind. Im Rahmen der Piratenpartei sind sie jedoch bereit, wieder oder erstmals parteipolitisch aktiv zu werden.
 
So sei vor allem auf die organisatorischen Innovationen verwiesen, die die Piraten in das Parteiensystem einspeisen. Ihre Versuche, Basisdemokratie und digitale Kommunikation effektiv zu verbinden, machen die Piraten zu einem Experimentierlabor für die Entwicklung alternativer Parteistrukturen. Ihre flachen Hierarchien und überdurchschnittliche technische Fachkompetenz prädestinieren sie im Gegensatz zu den anderen Parteien hierzu. Die anstehende Einführung der Software „Liquid Feedback“ beispielsweise ist ein interessanter Versuch zur Optimierung digitaler Parteikommunikation.
 
Insoweit kann die Einschätzung des generellen Misserfolgs der Piraten zurückgewiesen werden. Eine völlig andere Frage ist, ob die Piraten in der Lage sind, sich zu einer etablierten Partei zu entwickeln. Ausgehend von der politischen Umwelt kann dies derzeit bezweifelt werden. Die Regierung hat durch eine liberal inszenierte Innenpolitik, einen bemühten Dialog mit der Netzgemeinde und die Einrichtung der Enquete-Kommission Internet und digitale Gesellschaft“ den Piraten inhaltlich und strategisch den Wind aus den Segeln genommen.
 
Auch die innerparteilichen Konflikte um die Ausweitung des Grundsatzprogramms könnten die weitere Entwicklung der Piraten erschweren. Ob die Programmdebatte letztlich positiv für die Piraten verläuft, wird sich auf ihrem nächsten Bundesparteitag im November 2010 zeigen. Viele Piraten konzentrieren sich indessen auf die anstehenden Landtagswahlen. Ein Wahlerfolg beispielsweise in der Piratenhochburg Berlin könnte den Beginn einer langsamen Etablierung und Konsolidierung der Partei markieren. Bis dahin scheint es berechtigt, die Piraten aufgrund ihrer positiven Funktionen und progressiven Impulse nicht vorschnell abzuschreiben, vor allem aber ihre inhaltliche Entwicklung kritisch zu begleiten.
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neue möglichkeiten, politische probleme zu lösen





prager frühling: Auch die Piratenpartei legt großen Wert auf innerparteiliche Demokratie. Ihr verfolgt hierzu die Idee der „Liquid Democracy“.  
Leena Simon: Liquid Democracy ist der Versuch, mit Hilfe von moderner Software und Vernetzungstechnik eine neue Ebene der Partizipation einzuführen. Dabei haben alle die Möglichkeit zu entscheiden, ob sie ihre Stimme zu einem bestimmten Sachgebiet selbst nutzen oder an einen anderen Menschen delegieren, dem sie an dieser Stelle mehr Sachverstand zutrauen. Da ich meine Stimme jederzeit entziehen kann, wird von „liquid“, also flüssiger Demokratie gesprochen. Es ist ein Konzept, das noch erprobt werden muss, aber die Politik revolutionieren könnte. Auch der Bundestag interessiert sich schon für „Liquid Feedback“. 
 
pf: Und klappt das Deiner Meinung nach bei den Piraten? 
 
Simon: Das hängt leider nicht von Liquid Feedback ab, sondern davon, ob die Piraten es schaffen, dieses Tool in einem konstruktiven Prozess zu erproben und auszufeilen. Manche Schwierigkeiten tauchen erst im aktiven Umgang auf und die gilt es dann auszuräumen. Da zeigen sich gerade einige Schwierigkeiten. An ihrer sozialen Kompetenz müssen die Piraten noch etwas arbeiten :-). 
 
pf: Kann es sein, dass auch bei der Liquid Democracy bestimmte Herrschaftsmomente nicht aufgehoben werden. 
 
Simon: Natürlich. Liquid Democracy ist kein Allheilmittel. Es enthebt uns nicht unserer politischen Verantwortung. Es bietet neue Möglichkeiten, politische Probleme zu lösen. Wie wir sie lösen, liegt immer noch bei uns. Zu den derzeitigen Bedingungen haben nur in der Theorie alle den gleichen Zugang zu Liquid Feedback. In der Praxis sieht das noch anders aus. Da ist nicht nur das Geschlecht ausschlaggebend, sondern auch Alter, Bildungsstand und Sozialisation. Diese Bedingungen müssen erst verändert werden, damit Liquid Feedback wirklich demokratisch werden kann. Liquid Feedback kann nicht die Bedingungen herstellen, die zu seiner Umsetzung notwendig sind. Das ist jedoch kein Grund, es nicht jetzt schon zu testen und weiterzuentwickeln. 
 
pf: Wären Geschlechterquotierungen mit Liquid Democracy vereinbar? 
 
Simon: Die machtvollen Positionen werden nach wie vor durch geheime Wahlen besetzt. Die andere Frage ist allerdings, ob Quoten das beste Mittel sind, um gleiche Verhältnisse herzustellen. Viele Piraten sind der Meinung, dass bei LD das Gleichgewicht der Geschlechter allein dadurch hergestellt werde, weil in der gemeinsamen Arbeit online das Geschlecht unerheblich sei. Selbst wenn dem so wäre, wird die Piratenpartei nicht umhin kommen, ihr Geschlechterproblem auf der Ämterebene zu lösen. Quoten sind ja keine total an den Haaren herbei gezogene Lösung. Sie reagieren darauf, dass der klassische Aufbau einer Partei mit Posten, eher der männlichen Art zuspielen, da Frauen häufig nicht so scharf darauf sind, sich derart in den Mittelpunkt zu stellen. Man mag Quotierungen für falsch halten. Aber dann muss man diesem Phänomen auf andere Weise begegnen und da sind die Piraten gerade noch sehr phantasielos. Diese Herausforderung darf nicht ignoriert werden, sondern man muss sich ihr stellen. 




mut zu kontrollverlust

Linke Politik und das Web 2.0

Katja Rom und Nikolas Tosse

„Jede Wahrheit ist gezwungen, den radikalen Widerspruch aktiv auszuhalten, und jede Selbstverständlichkeit die radikale Kritik.“ Was sich wie eine Beschreibung der Meinungsbildung in sozialen Netzwerken liest, ist der Generallinie der Online-Ausgabe dieses Magazins entnommen. An ihr lässt sich das ambivalente Verhältnis darstellen, das auch den Umgang einer emanzipatorischen Linken mit dem Web 2.0 kennzeichnet. 
Ende 2009 hatten soziale Netzwerke wie Facebook, Twitter oder StudiVZ rund 26 Millionen aktive Nutzer/-innen in Deutschland. Dies zeigt die Bedeutung, die das Web 2.0 für die politische Kommunikation bekommen hat. Verbunden damit sind eigene Kommunikationsformen und -regeln, für die Dezentralität, flache Hierarchien und Feedback charakteristisch sind. Konsument/-innen und Produzent/-innen verschmelzen zu ‚Prosument/-innen‘. Gerade angesichts der Vermachtung von Offline-Medien,birgt das Web 2.0 radikaldemokratische Potentiale.
 
Für eine Linke, die es mit gesellschaftlicher Demokratisierung und Emanzipation ernst meint, bieten sich hier strukturelle wie kulturelle Schnittmengen. Um so erstaunlicher ist der vorsichtige, oft von Sorge vor Kontrollverlust und Diskursstörung gekennzeichnete Umgang mit politischer Kommunikation im Web 2.0. Nicht selten wird mit Diskursrepression reagiert, obwohl die Abgabe von Kontrolle Voraussetzung für Feedback ist.Doch sind besonders auf Seiten, Blogs und Profilen der Linkspartei und ihrer Abgeordneten sowohl die technischen Voraussetzungen Feedback einzubringen wie auch die inhaltlichen Angebote dafür überschaubar. Zu häufig dient das Netz nur der Verbreitung eigener Inhalte. Offenbar wird die Einbindung von Feedback noch immer Zugeständnis gewertet. Wirkliches Interesse an einem Diskurs, der die eigenen Reihen überschreitet, sieht anders aus. Die Frage muss erlaubt sein, inwieweit sich eine moderne linke Politik dadurch unglaubwürdig macht.
 
Doch es geht nicht nur um die Debatte fertiger Positionen.Die Popularität und die Verbreitung von Web 2.0-Anwendungen jeder Art spiegeln vor allem die Bereitschaft der Nutzer/-innen wieder, aktiv zu partizipieren. Also sollte man ihnen die Möglichkeit dazu geben. Open-Source-Software oder Wikipedia haben es vorgemacht: Es geht um die Öffnung des Produktionsprozesses. Wenige Vorgaben fungieren als Instrumente für jede/-n einzelne/-n Nutzer/-in, die er/sie selbst weiterentwickeln und in gewissem Maße gestalten kann. Das Internet wird so zum virtuellen Arbeitsraum. Der Vorteil der Öffnung politischer Prozesse liegt in der Absenkung von Partizipationsschwellen. Es ist leichter, sich im Internet an Diskussionen oder Kampagnen zu beteiligen als zu bestimmten Zeiten an bestimmten Orten zu sein, um eine vorher definierte, meist sehr kleine Menge an Menschen zu erreichen. Linke Politik kann damit neue Maßstäbe setzen. Die Öffnung der Strukturen ihrer Online-Kommunikation wäre ein Angebot zu echter Partizipation. Nicht fertige Ergebnisse sollten wohl dosiert zur Verfügung gestellt werden, sondern die ursprüngliche Fragestellung. Durch einfache Mittel, die jedem Interessierten die Möglichkeit bieten, sich einzubringen, kann die Gestaltung der Gesellschaft ein aktiver Prozess vieler werden. Linke Politik sollte diese demokratischen Potentiale fördern – gerade weil sie Kritik und Widerspruch mit sich bringen.
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share it!

Potenziale der Entknappung von Wissen

Tobias Schulze

Das Phänomen File-Sharing samt wütender Gegenkampagnen, das Aufkommen innovativer Dienstleister wie Google und die Strukturkrise der etablierten Medien haben die Öffentlichkeit in die Verteilungskämpfe der Informationsökonomie einbezogen. Gründung und Erfolge der Piratenbewegung sowie das Lobbytrommelfeuer der Medienbranche machen nun auch den politischen Parteien deutlich: Das traditionelle Urheberrecht, teils zum Industrierecht verkommen, ist endgültig an eine Grenze geraten. Schnell wurde die „Leaky Pipeline“ Internet schuldig gesprochen, aus der ständig irgendwo kostbares „geistiges Eigentum“ heraussickert, ohne dass diese Löcher bürgerrechtskonform dauerhaft zu stopfen wären. Sieht man genau hin, endet die Kommodifizierung der Güter Wissen, Kultur und Information dort, wo sie sich von ihren materiellen Trägern wie Buch, CD oder DVD ablösen. Etwas, das bei zunehmender Verbreitung an Gebrauchswert gewinnt, sich nicht abnutzt und quasi von selbst kopiert, eignet sich schlechter zur Ware als etwa Elektrogeräte, Lebensmittel oder Kleidung. Dazu kommt, dass immaterielle Güter wie Wissen, Kommunikation und Information zunehmend Lebens- und Arbeitswelt durchdringen. 
Im linken Spektrum ist man sich über den Umgang mit dem beschriebenen Szenario nicht einig. Die Trennlinie zwischen offensiven Positionen, die in der Entpreisung von Immaterialgütern eine Chance für solidarische Produktions- und Konsumtionsformen sehen, und der restriktiveren Haltung, die ein starkes Urheberrecht als Schutz der Kreativen vor der „Freibiermentalität“ fordern, zieht sich quer durch die Organisationen. So arbeiten einige Bereiche von ver.di zusammen mit der Industrie an Hardlinerpositionen, während andere die NutzerInnenrechte und den freien Informationsfluss verteidigen. Ähnlich verlaufen die Debatten auch im rot-rot-grünen Parteienspektrum, etwa in Auseinandersetzungen zwischen Kultur-, Wirtschafts- und NetzpolitikerInnen. Uneins ist sich das linke Lager zudem in der Analyse der Prozesse: Ist die unerschöpfliche Ressource Wissen ein öffentliches Gut, in dem die Warenlogik von Knappheit und Preis kippen muss? (1) Oder ist der Versuch einer Alternative zum Kapitalverhältnis auch in der Wissensökonomie nur die naiv-romantische Illusion eines „digitalen Neo-Kleinbürgertums“? (2)
 
Sollen die Potenziale einer solidarischen Vergesellschaftung von Wissen und Kreativgütern ausgeschöpft werden, muss sich linke Politik mit Content-Industrien anlegen, deren Geschäftsmodell vor allem darin besteht, den eigentlichen UrheberInnen die Rechte an ihren Werken abzukaufen und Monopolrenditen zu generieren. Dem ökonomischen Druck dieser Lobby hält nur stand, wer mit Kreativen und NutzerInnen ein realitätstaugliches Alternativkonzept zur Privatisierung von Wissen entwickelt. Dieses muss Profis eine wirtschaftliche Perspektive und „Prosumern“ ein Betätigungsfeld bieten sowie die Industrie auf ihre eigentliche Rolle als Dienstleister zurückdrängen. Dazu gehört neben einem gesetzlichen Verbot von Total-Buyout-Verträgen die Unterstützung neuer Bezahl- und Vergütungssysteme wie Micropayments oder Flatrates. Schutzfristen sollten auf angemessene Dauern verkürzt, Privatkopien dauerhaft und rechtssicher ermöglicht und weitgehende Einschränkungen des Urheberschutzes zugunsten gemeinnütziger Zwecke wie Bildung, Wissenschaft und Kultur vorgenommen werden.
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(2) So bezeichnet etwa Robert Kurz die Commons- und Ökonux-Bewegung. Vgl. Kurz, Robert: Der Unwert des Unwissens. Unter www.exit-online.org/link.php?tabelle=aktuelles&posnr=264.
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die ökonomie der talente

Selbsttäuschungen in der Kreativindustrie

Cornelia Koppetsch

Ein kritischer Blick auf die Kreativwirtschaft enthüllt eine Fülle von Täuschungen und Selbsttäuschungen, dies gilt in politischer wie auch in psychologischer Hinsicht. Zunächst die politische Täuschung: Die Branche gilt als Hoffnungsträgerin für wirtschaftliche Expansion – vor allem im strukturschwachen Berlin, wo inzwischen jeder zehnte Erwerbstätige in der Kreativwirtschaft beschäftigt sein soll. Die Erklärung für diesen paradoxen Sachverhalt liefert der amerikanische Regionalökonom Richard Florida: Kreative werten urbane Zentren auf und bevorzugen Städte mit interessanten Lebensstilen. Sie folgen nicht der Arbeit, vielmehr folgt die Arbeit ihnen. Sie siedeln nicht dort, wo sie die bestbezahlten Jobs vorfinden, sondern dort, wo sie die höchste Toleranz und die größte Vielfalt an Lebensformen vorfinden. Dies führe dazu, dass gerade ökonomisch strukturschwache Städte von der Ansiedelung der Kreativmärkte profitieren.
  
Boomende Kreativwirtschaft?
  
Doch etwas stimmt nicht an dem Bild. Wenn dieser Wirtschaftsfaktor tatsächlich an Bedeutung gewinnt, warum schlägt sich dies nicht in steigenden Gehältern und vorteilhaften Arbeitsbedingungen nieder? So kommt Sigrid Betzelt zu dem Ergebnis, dass ein Viertel der Kulturdienstleistenden ein jährliches Gesamteinkommen von ca. 9.800 Euro nicht überschreitet. Die Mehrheit erzielt ein Einkommen von ca. 16.900 Euro – ein Einkommen, das trotz hoher Qualifikation kaum das Einkommen eines deutschen Durchschnittsverdieners erreicht. Fachleute sprechen von einer „Prekarisierung auf hohem Niveau“.
 
Überdies stellt sich die Frage, ob die Zahl der kreativen Dienstleistungen wirklich steigt. Handelt es sich bei der scheinbaren Expansion vielleicht nur um eine Verlagerung von Beschäftigungsmustern innerhalb bereits bestehender Wirtschaftszweige? Wenn dem so wäre, hätten wir es nicht mit einer Aufwertung der Kreativwirtschaft, sondern, im Gegenteil, mit einer Abstufung bereits bestehender Beschäftigungsverhältnisse zu „Kreativberufen“ zu tun.
 
Für diese These sprechen eine Fülle von Indizien: Aufgrund der unklaren Abgrenzung der Kreativberufe von nicht-kreativen Tätigkeiten werden immer mehr Teilmärkte unter dem Label „Kreativwirtschaft“ erfasst. Auch etablieren sich neue Arbeitsformen an den Schnittstellen zwischen neuen Kommunikationstechnologien, kreativen und nicht-kreativen Arbeitsfeldern, die eine Ausweitung projektförmiger Beschäftigungsverhältnisse begünstigen, welche oft kurzerhand dem Kreativsektor zugerechnet werden. Der Rückzug der öffentlichen Hand aus den Kulturbetrieben tut ein Übriges, um aus staatlich alimentierten Opernsängern, Kuratoren, Schauspielern und Philologen prekär beschäftigte „Kreative“ mit ungesicherten Berufslaufbahnen werden zu lassen. Da in der Kreativwirtschaft meist keine Betriebsräte oder kollektive Beschäftigungsgarantien existieren und die Rechte der Beschäftigten gering sind, kommt die „Expansion“ der Kreativwirtschaft in Wirklichkeit keinem realen Wirtschaftswachstum, sondern einer Ausweitung der Zone der Verwundbarkeit unter Hochqualifizierten gleich.
  
Die Selbsttäuschung der Kreativen
  
Auch die Beschäftigten selbst unterliegen Täuschungen über ihre gesellschaftliche Situation. Die meisten der von mir in einer Studie befragten Kreativen betrachten ihre Erwerbsformen und Arbeitsverhältnisse nicht nur als freiwillig gewählt, sondern sogar als gesellschaftliche Pionierleistung. Sie sehen keinen Widerspruch zwischen der marktlichen Radikalisierung ihrer Erwerbsformen und dem Anspruch auf Sinnstiftung und Kreativität. Ja mehr noch, sie erheben den Wettbewerb der Ideen und Talente zum Leitbild ihres beruflichen Handelns. Wurden die Bereiche der künstlerischen und kulturbezogenen Arbeit einst als Gegenwelt zum Kapitalismus verstanden, so prallen hier heute Ökonomie und Persönlichkeit direkt aufeinander. Der Marktwert der eigenen Ideen ist persönlich, spiegelt also den wirtschaftlichen Wert der Persönlichkeit wieder, und die eigene Persönlichkeit wird an der Börse der Aufmerksamkeitsökonomie gehandelt. Ideen- und Kreativwettbewerbe entscheiden über Bekanntheitsgrad und Prominenz. Im Übrigen wird überprüft, wie viele Einträge sich bei Google unter dem eigenen Namen finden. Kreative Leistungen und Fähigkeiten beziehen sich dann nicht mehr auf umgrenzte Sachverhalte, sondern es geht um Erfolg und Misserfolg überhaupt. Schließlich will man innerlich an der Arbeit beteiligt sein.
 
Dies mindert die Distanz zur Arbeit und zur Berufsrolle. Der Einzelne erlebt Kritik wie auch Lob nicht mehr als Würdigung seiner Leistung, sondern als Urteil über den Wert seiner Identität. Das Pochen auf die eigene Subjektivität und der Wunsch, sich in der Arbeit selbst zu verwirklichen, machen blind für den abhängigen Status und die Unsicherheiten des „kreativen“ Lebensentwurfs. Abhängigkeiten werden verleugnet und gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse aus dem Blickfeld verbannt – wenigstens so lange, wie die Weiterbeschäftigung oder der Übergang in das nächste Projekt gelingt. Auf Gefühle der Abhängigkeit und der Unsicherheit reagieren die meisten Kulturschaffenden mit forcierter Selbstbehauptung.
 
Die Kreativen zahlen einen hohen Preis für die gefühlte Autonomie: Den Preis der individuellen Selbstzurechung ihres biografischen Scheiterns. Dies zeigt eine an der TU Darmstadt durchgeführte Pilotstudie „Erwerbsunsicherheiten und Lebensführung“ im Milieuvergleich. In dieser Studie wurden Männer und Frauen befragt, die aufgrund einer unfreiwillig unsicheren Erwerbssituation vom sozialen Abstieg bedroht sind. Wir wollten wissen, wie die Betroffenen auf ihre Situation reagieren und versuchen, diese zu bewältigen. Unterschieden wurde zwischen Facharbeitern, den Bildungsaufsteigern in sozial- und kulturpflegerischen Berufen (Geisteswissenschaftler, Sozialarbeiter, Kreative etc.) und den jungen Etablierten mit bürgerlicher Herkunft (Eltern: Akademiker).
  
Facharbeiter denken „soziologischer“
  
Die Ergebnisse zeigen deutliche Milieuunterschiede hinsichtlich der Ausdeutung und Bewältigung erwerbsunsicherer Situationen. So halten Facharbeiter/-innen umso hartnäckiger an traditionellen Leitbildern des Normalarbeitsverhältnisses fest, je geringer ihre Chancen sind in ein solches zurückzukehren. Dennoch geht es ihnen nicht schlecht, oder jedenfalls nicht schlechter als den Bildungsaufsteiger/-innen aus den sozialwissenschaftlichen und kulturpflegerischen Intelligenzberufen. Denn im Unterschied zu letzteren neigen Facharbeiter/-inne nicht dazu, ihr Schicksal als etwas Individuelles zu begreifen, zumal sie wenig Neigung verspüren, sich in der Arbeit zu verwirklichen oder innerlich an ihr beteiligt zu sein. Entsprechend deuten sie auch ihre aktuelle Situation der Erwerbslosigkeit oder Erwerbsunsicherheit weniger als persönliches Scheitern, sondern als Versagen gesellschaftlicher Strukturen und kollektiver Akteure (Gewerkschaften, Arbeitgeber etc.). Damit denken und handeln sie weitaus „soziologischer“, d.h. stärker auf Strukturen bezogen, als die Kreativen. Die kollektive Identität erweist sich wie eine lebensweltliche Barriere gegen die Selbstzurechnung beruflichen Scheiterns.
 
Demgegenüber reagieren die Bildungsaufsteiger mit Selbstaktivierung und Selbstökonomisierung auf ihre Erwerbsunsicherheiten und entwickeln psychologische Kontrollfiktionen. Aufgrund ihres hohen kulturellen Kapitals bei gleichzeitig oft geringeren realen Macht- und Geldressourcen neigen ihre Mitglieder dazu, eine Überinvestition in Bildung und Kultur zu tätigen und sich die darin verankerten, „legitimen“ Lebensformen, Diskurse und Subjektideale vollständig anzueignen. Das betrifft vor allem die Diskurse der Aktivierung (Gesundheitsvorsorge, Selbstverantwortlichkeit, unternehmerisches Selbst) und der psychologischen Selbsttherapeutisierung (Psychodiskurs). Die durch sie vermittelten Subjektideale laden jedoch zur therapeutisch-psychologischen statt zur politischen Problembehandlung ein. Um sich fit für den Arbeitsmarkt zu machen, besucht man Meditationen und Selbsterfahrungsgruppen, achtet auf gesunde Ernährung und hört auf seine „innere Stimme“. Ganz auf sich, seine kognitiven, psychologischen Fähigkeiten und „sozialen Kompetenzen“ gestellt, hat das Individuum sich seine Situation selbst zuzurechnen und ist für die Bewältigung der damit verbundenen persönlichen Krisen auch ganz allein verantwortlich.
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weiter auf dem neokolonialen trip

Nächste Runde beim Projekt geistige Eigentumsrechte

Pia Eberhardt

Die Wirtschaftsgeschichte hat gezeigt, dass die Entwicklung von Konzernen wie Philips oder Unilever ebenso wie die der heutigen Industrieländer nur möglich war, weil sie Technologien und Produktionsprozesse nachahmen konnten, die anderswo entwickelt worden waren. Umgekehrt gilt: Monopolrechte, die diese Nachahmung behindern, graben Industrialisierungsprozessen das Wasser ab.  
Kein Wunder, dass sich der globale Süden einst heftig gegen das TRIPS-Abkommen der Welthandelsorganisation (WTO) gewehrt hat. Das Abkommen setzt globale Mindeststandards für den Schutz geistiger Eigentumsrechte. Als Folge haben Länder wie Indien erstmals Patente auf Medikamente und Saatgut eingeführt – zu Lasten von Ernährungssicherheit und Gesundheitsversorgung.
  
Aber der Phalanx von transnationalem Kapital und Industrieländern reicht das nicht. In internationalen Foren, die weit weniger politisiert sind als die WTO, verfolgt sie derzeit eine krasse WTO-plus-Agenda: in der Weltzollorganisation z.B. in bilateralen Freihandelsverhandlungen oder im Rahmen von ACTA (Anti-Counterfeiting Trade Agreement), ausgehandelt von einem Dutzend hauptsächlich reicher Industrieländer. Hier drängt der Norden auf längere Laufzeiten für Patente, verschärfte Grenzkontrollen und weitreichende Programme zur Bekämpfung der „Piraterie“.
  
Zumindest ACTA haben Länder wie China und Indien jüngst heftig als entwicklungsfeindlich kritisiert. Gleichzeitig schlagen sich ihre großen Industrieverbände zunehmend auf die Seite des transnationalen TRIPS-plus-Lagers. Auf internationaler Ebene ist von Wissenskommunismus daher leider noch wenig zu sehen.
   
Autoreninfo
  
Pia Eberhardt ist Politikwissenschaftlerin und beschäftigt sich seit Jahren mit welthandelspolitischen Themen. Zur Zeit arbeitet sie beim Lobby-Watchdog „Corporate Europe Observatory“ in Brüssel zur Frage des Konzerneinflusses auf die EU-Handelspolitik.




25 jahre schengen

Kein Grund zum Feiern für Flüchtlinge

Marei Pelzer

Vor 25 Jahren wurde das Schengener Abkommen verabschiedet: Zwischen den Benelux-Staaten, der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich wurde der schrittweise Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen beschlossen. Mit dem Traum eines Europas ohne Binnengrenzen wurde von Anfang an der Albtraum einer perfektionierten Abschottung nach Außen verbunden. Während für die EU-Bürger die Schlagbäume in der EU fielen, wurden die EU-Außengrenzen immer weiter hoch gerüstet. Die Abschottung geht einher mit massiven Menschenrechtsverletzungen an den EU-Außengrenzen.  
Italien: Rückschiebungen nach Libyen
  
Seit Mai 2009 wendet Italien ein bilaterales Abkommen mit Libyen an: In Italien strandende Bootsflüchtlinge oder auf See aufgegriffene Flüchtlingsboote werden umgehend wieder nach Libyen abgeschoben. Im Jahr 2009 waren davon über 1.400 Bootsflüchtlinge betroffen. Seit Jahren hofieren die EU und ihre Mitgliedstaaten Muammar al-Gaddafi, um den Fluchtweg nach Europa zu sperren. Die EU-Institutionen schauen weg, wenn Italien tausendfach Völker– und EU-Recht verletzt und Bootsflüchtlinge gewaltsam in die libyschen Haftlager zurück verfrachtet. Italien und die anderen EU-Mitgliedstaaten wissen, dass in Libyen Schutzsuchende inhaftiert, misshandelt und gefoltert, Flüchtlingsfrauen vergewaltigt werden. Dennoch wird bis heute an der Kollaboration mit diesem Regime festgehalten. Die EU-Kommission unternimmt nichts, das flüchtlingsfeindliche Verhalten Italiens abzustellen. Immerhin hat das Europäische Parlament im Juni eine Entschließung verabschiedet, in der die EU-Mitgliedstaaten und die europäische Grenzschutzagentur FRONTEX aufgefordert werden, Abschiebungen und Zurückweisungen nach Libyen unverzüglich zu beenden. Die Regierungen in Europa hüllen sich indes in Schweigen und schauen zu, wie Italien im Namen der EU schutzsuchende Menschen ihrem Schicksal in Libyen überlässt.
  
EU-Grenzsicherungsagentur FRONTEX
  
Ein weiterer Baustein der Grenzabschottung ist der Ausbau von FRONTEX, der europäischen Grenzschutzagentur, die per EU-Verordnung 2004 gegründet wurde. Seit Mitte 2006 werden Flüchtlingsboote im Zuge von FRONTEX-Einsätzen bereits in internationalen Gewässern oder den Gewässern kooperierender Küstenstaaten aufgebracht und in Transit- oder Herkunftsländer zurückverfrachtet. Tausende von Flüchtlingen und Migrant/-innen waren in den vergangenen Jahren betroffen.
 
FRONTEX selbst spricht davon, dass die Flüchtlingsboote und ihre Insassen aufgebracht (intercepted) oder umgeleitet (diverted) werden. Was dies allerdings genau zu bedeuten hat, bleibt im Dunkeln. Klar ist allerdings, dass FRONTEX Flüchtlingsboote gegen ihren Willen in Staaten außerhalb der EU drängt. Im Rahmen der „Operation Hera“ waren FRONTEX-Schiffe im Seegebiet zwischen Westafrika und den Kanarischen Inseln im Einsatz. 2008 wurden alleine dort 5.969 Menschen abgedrängt. FRONTEX behauptet, die Bootsflüchtlinge seien entweder zur Umkehr überredet oder zum nächsten Hafen im Senegal oder in Mauretanien eskortiert worden. Wie dieses „Umleiten“ der Boote auf See geschieht und welche Menschen davon betroffen sind, erfährt die Öffentlichkeit nicht. FRONTEX liefert keine aussagefähigen Daten und Berichte.
 
Mit diesen Praktiken wird der Schutz vor Zurückweisung nach dem Flüchtlingsvölkerrecht missachtet. Die in die westafrikanischen Staaten zurückgedrängten Flüchtlinge haben dort keinerlei Aussicht auf Asyl. Die vorverlagerte Abschottung auf hoher See verhindert einen effektiven Zugang zum Flüchtlingsschutz der EU.
 
Ukraine: Türsteher im Osten
  
Auch an den östlichen Grenzen der EU werden hohe Mauern zur Abwehr von Flüchtlingen errichtet. Ein wichtiger Baustein ist die Kooperation mit der Ukraine. Durch die Ukraine führt eine der Hauptmigrationsrouten in die EU. Die Ukraine soll möglichst viele Migrant/-innen und Flüchtlinge auf ihrem Weg in die EU abfangen. Die Strategien sind die selben, wie sie bereits vor der EU-Osterweiterung gegenüber Ländern wie Polen oder Ungarn angewandt wurden. Die EU stellt Equipment und Knowhow für die Grenzüberwachung und Internierung – im Gegenzug sollen die Fluchtrouten noch vor der EU durchkreuzt werden. Ein Schwerpunkt dieser Strategie ist die Errichtung von Internierungslagern. In der Ukraine sind in den letzten Jahren neue von der EU finanzierte Haftlager entstanden, in denen Migrant/-innen und Flüchtlinge unter Abwesenheit rechtsstaatlicher Verfahren interniert werden.
 
Unter den Inhaftierten befanden sich schutzsuchende Somalier und Afghanen, die in der EU gute Aussichten auf einen Schutzstatus hätten. Viele von ihnen wurden in der Ukraine mehrfach für längere Zeiträume inhaftiert. Der Versuch, die Ukraine Richtung EU zu verlassen, wurde mit einer einjährigen Haftzeit quittiert. Die Lebensbedingungen in Haft, wie es Flüchtlinge z.B. von dem Haftlager im EU-grenznahen Städtchen Chop berichteten, sind katastrophal: Zu wenig Essen, verseuchtes Trinkwasser, keine Überprüfung der Haftgründe sind nur einige Missstände, von denen Flüchtlinge berichten.
 
Aber auch für Flüchtlinge, die es beispielsweise in die Slowakei schaffen, bleiben die Pforten der EU verschlossen. Ohne Dolmetscher werden Asylsuchende hinter der Grenze abgefertigt und zurück in die Ukraine geschoben. Ein von PRO ASYL geförderte Bordermonitoring-Projekt hat Fälle dokumentiert, in denen Schutzsuchende trotz Asylantragstellung wieder in die Ukraine verfrachtet wurden. Dies stellt eine Verletzung des völkerrechtlichen Zurückweisungsverbot gegenüber Asylsuchenden dar.
  
Fazit
  
An den Außengrenzen der EU wird das Flüchtlingsvölkerrecht mit Füßen getreten. Völkerrecht und das europäische Asylrecht, das in der Grundrechte-Charta verankert ist, müssen endlich beachtet werden: Schutzsuchende haben einen Anspruch auf Zugang zu einem Asylverfahren und dürfen an den Grenzen nicht in Drittstaaten zurückgewiesen werden. Auch auf hoher See hat dies zu gelten. Die Strategie der Auslagerung der Flüchtlingsabwehr auf Staaten wie Libyen und dieUkraine ist ein Irrweg. Europa muss – 25 Jahre nach Schengen – endlich die Festungsmentalität aufgeben.
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die figur des flüchtlings

Fünf Grenzmarkierungen zu einem schillernden Begriff

Stephan Dünnwald

Wer den Flüchtling definiert, bestimmt zugleich den Nicht-Flüchtling. Der Diskurs über Flüchtlinge ist in Abhängigkeit geraten, wird überflügelt von einem Diskurs, der in legale und illegale, oder besser: erwünschte und unerwünschte Migration unterscheidet, denn Legalität wie Illegalität wird zugewiesen. Für Flüchtlinge gilt in Europa ein Schutzversprechen, das desto kleiner wird, je weiter sich ein Flüchtling der Grenze eines potentiellen Aufnahmelandes nähert. Ist diese Grenze einmal überschritten, so gilt der Schutz als Ausnahme, vorbehalten nur wenigen „echten“ Flüchtlingen. Ein Flüchtling begibt sich außerhalb des Landes, in welchem er als Bürger Rechte und Schutz beanspruchen kann. Damit ist der Begriff des Flüchtlings unlösbar mit der Vorstellung des Nationalstaats verknüpft. Nationalstaaten verfolgen, Nationalstaaten bieten Schutz. Das gilt selbst noch für die Anerkennung nichtstaatlicher Verfolgung als Fluchtgrund. Noch immer ist der Staat der Bezugspunkt, nun eben der Staat, der seine Bürger nicht zu schützen weiß. Nicht nur diese nationalstaatliche Bindung scheint Lösungen des Flüchtlingsproblems inzwischen eher zu blockieren.
  
Die Dominanz des Illegalen
  
Die Verschärfung westlicher Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen führt zu einer Vorverlagerung der Grenzkontrollen und zu einer Akzentuierung der Unterscheidung zwischen Flüchtling und Migrant_in, die in der Realität eher fließend und changierend ist. Bis zur Anerkennung durch eine fremde Nation ist der Flüchtling ohne Schutz, nur eine Spielart der als illegal markierten Migration. Dies ist umso bedeutsamer, als dieses europäische Konzept längst in Transit- und Herkunftsländer exportiert wird. Wer einseitig den Flüchtlingsschutz betont, gibt Staaten gegenüber „nur“ Illegalen einen Freibrief, wer die Unterscheidung aufgibt, schwächt den Schutz, dessen Flüchtlinge bedürfen. Ein Dilemma, das nicht aus dieser Unterscheidung heraus zu lösen ist, sondern nur durch die Stärkung von Rechten „illegaler“ Migrant_innen. Ungezählte Menschen stauen sich inzwischen im Transit, mittellos, oft krank und zermürbt, gefangen in Internierungslagern, aus denen es weder ein Vor noch ein Zurück gibt. Viele sind schutzbedürftig, aber sind sie auch Flüchtlinge?
  
Im Westen weitgehend unbeachtet, kommt das Gros der Flüchtlinge keineswegs nach Europa, sondern verharrt auf Jahre, oft Jahrzehnte, in unterversorgten Flüchtlingslagern in der so genannten Dritten Welt. Die Diskussionen um Resettlement, also um eine Aufnahme dieser Flüchtlinge durch westliche Staaten, haben es bislang nicht geschafft, das entfernte Elend dieses „refugee warehousing“ in den Blick zu nehmen. Ein imaginierter Ansturm auf die „Festung Europa“ verschleiert die Wahrnehmung der tatsächlichen Flüchtlingsproblematik.
  
Viktimisierung – der Flüchtling als Opfer
  
Die postulierte Schutzbedürftigkeit von Flüchtlingen unterstützt eine Sichtweise, die Flüchtlinge allein aus der Opferperspektive betrachtet. Dazu trägt auch die diskursive Trennung zwischen Flüchtlingen und „Wirtschaftsmigranten“ bei, die den einen eine passive, erleidende, den anderen eine aktive und unternehmerische Rolle zuschreibt. Der Flüchtling, so die gängige Wahrnehmung, wird vertrieben, der Migrant folgt seinem eigenen Vorteil. Was für Flüchtlinge und Migrant_innen gilt, gilt ebenso für die Aufnahmeländer. Kann gegenüber Migrant_innen Kosten und Nutzen abgewogen werden, so gilt die Aufnahme von Flüchtlingen als Verpflichtung, und entzieht sich diesem Kalkül (selbst wenn auch diese Unterscheidung mehr normativ als unbedingt real ist). So ist es nicht allein der Abschreckung von Flüchtlingen, sondern auch der Plausibilität dieser Unterscheidung geschuldet, dass Asylsuchende in Lagern interniert, mit weitreichenden Arbeits- und Bewegungsverboten belegt werden, während die fluide Existenz und irreguläre Beschäftigungsverhältnisse von illegalen Migrant_innen weitgehend hingenommen werden.
  
Flucht vor dem „Klima“
  
Die Diskussion um klimabedingte Migration sprengt die bisherigen Vorstellungen vom Flüchtling, nicht allein, weil die prognostizierten Dimensionen immens sind. Sind Menschen, die aufgrund von Klimaveränderungen, Flut, Dürre oder schleichendem Ausbleiben von Ernteerträgen ihren Lebensort verlassen müssen, nun Flüchtlinge? Die Definition der Genfer Flüchtlingskonvention schließt diesen Fall nicht ein. Sollte die Definition erweitert werden um diese Bedrohung? Oder soll eine andere, eigenständige Regelung gefunden werden? Aus Sorge, den bisher geltenden Flüchtlingsbegriff und den damit verbundenen Schutz aufzuweichen, tendieren Interpret/-innen mehrheitlich zu einer neuen, zu findenden Regelung, und sprechen von Klimamigration statt von Klimaflucht. Tatsächlich lässt das Thema Klima jede allein nationalstaatliche Bezugnahme entgleisen, teilt vielmehr die Welt in einen verursachenden Norden und einen von „Katastrophen“ gezeichneten Süden.
  
Neubestimmung
  
Die Zeit scheint reif für eine grundsätzliche Neubestimmung des Flüchtlingsbegriffs, eine Neuorientierung, die den Schutz von Flüchtlingen stärkt, aber nicht zu Lasten irregulärer Migration geht, die Lösungen für Flüchtlinge bietet statt Internierung und Notversorgung, und die Verantwortlichkeiten neu festschreibt – auch über den Nationalstaat hinaus. Die letzte grundlegende internationale Einigung zum Flüchtlingsschutz geschah im Nachgang erschütternder Ereignisse. Vielleicht gelingt es angesichts drohender klimabedingter Fluchtbewegungen das nächste Mal im Vorgriff zu entscheiden.
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leben am anfang-ende

Eine Kindheit in einem deutschen Flüchtlingslager

Jörg Schindler

Fatma wohnt seit 10 Jahren im Asylbewerberheim Möhlau in Sachsen-Anhalt. Sauer sind dort nicht nur die Äpfel. Im letzten Jahr ist Möhlau in die Schlagzeilen der lokalen Zeitung geraten. Denn Möhlau hat ein Asylbewerberheim, und das macht „Probleme“. Das finden jedenfalls viele: die BewohnerInnen in Möhlau, das Ordnungsamt, die Kreistagsmitglieder aller Parteien und der Landrat aus den Reihen der Linkspartei, die Flüchtlingsinitiative aus Halle, der Möhlauer Bürgermeister, der zwar parteilos ist, aber ebenfalls auf dem Ticket der Linkspartei reist.
  
Problemfall im Wald
 
Aufgeschreckt wurde die Öffentlichkeit, als ein Bewohner nachts mit schweren Brandverletzungen ins Lager zurückkehrte und trotz ärztlicher Hilfe starb. Die Befürchtung eines rassistischen Überfalls machte die Runde, konnte aber ins Reich der Spekulation verwiesen werden. Offenbar hatte sich der Tote die Brandverletzungen in einem Döner-Imbiss am anderen Elbufer zugezogen. Die Hintergründe sind ungeklärt; der fade Beigeschmack bleibt. Die Gemeinschaftsunterkunft, wie das Lager im Verwaltungsdeutsch heißt, liegt auf einem ehemaligen sowjetischen Kasernengelände mit einem abbruchreifen Gebäudekomplex. Es ist im Besitz eines Unternehmens, das mehrere Asylbewerberheime betreibt. Eines davon eben hier, seit 1998, als der Kreistag beschloss, eines in Möhlau einzurichten.
  
Identität ungeklärt
 
Damals war Fatma zwei Jahre alt. Vermutlich lebte sie in Syrien, als die BürgerInnenvertreter ihre „Asylanten“ in den Wald hinter Möhlau schickten. Sagt sie jedenfalls, als ich sie in der Wohnung ihrer Eltern, Fazi und Leyla, treffe. Weiteren Fragen weicht sie aus. Nein, ihre Eltern haben nicht darüber geredet, wie sie nach Deutschland geflüchtet sind; nein, sie wisse es nicht. Vielleicht liegt es daran, dass zufällig die syrischen Pässe verloren gingen. Damit ist die Identität ungeklärt und jedenfalls – das deutsche Ausländerrecht ist da extrem korrekt – ein Abschiebehindernis geschaffen. Geklärt ist jedenfalls, dass ihr 10 Jahre alter Bruder Ibrahim geboren wurde, als Fatma schon in Möhlau wohnte. Wie auch Maja, die Kleinste; sie ist jetzt drei Jahre alt. Um die ungeklärte Identität rankt sich seitdem das Leben von Fatma. Sie ist Anfang und Ende. 10 Jahre dauert jetzt der Stellungskrieg. Die Beamtin der Ausländerbehörde forderte: „Bringt uns Eure Pässe, dann bringen wir Euch zurück.“ Tja, dann bleibt’s halt so, sagt Fatma schulterzuckend. 
  
„Dann bleibts halt so“
 
Wie soll das weitergehen, frage ich. Fatma zuckt wieder die Schultern. Was denn ihre Perspektive sei, frage ich weiter – und ärgere mich sofort über diese Frage. Ja, was, bitteschön, soll mir Fatma darauf antworten? Dass sie gern Bundeskanzlerin werden würde? Oder Astronautin fürs deutsche Max-Planck-Institut? Fatma sagt: „Altenpflegerin.“ Altenpflegerin halt, ein normaler Beruf vieler Realschülerinnen. In meinem Kopf rattert die Frage, die Anfangsendefrage: Ob eine Berufsausbildung überhaupt geht, mit „ungeklärter Identität“ als abgelehnte Asylbewerberin?
  
Ausländerfeinde gibt’s hier nicht
 
Aber die Perspektivenfrage stellt sich doch. Denn Fatma kommt in die 7. Klasse der Sekundarschule Ferropolis in Gräfenhainichen. Drei Mädchen und einige Jungs aus dem Möhlauer Wald besuchen sie. Früher, als Fatma noch in die Grundschule nach Möhlau ging, waren es fast 30 Asylbewerberkinder. Böse antirassistische Zungen behaupten ja, die Möhlauer BürgerInnen hätten aus zwei Gründen ein Interesse an ihren WaldbewohnerInnen: Erstens erhalten die Waldkinder die notwendigen Schülerzahlen der örtlichen Grundschule und bewahren sie so vor der Schließung. Zweitens erfreut sich Möhlau dank des Asylbewerberheims etwa 500 Phantombürgern. Das sind Asylbewerber, die gemeldet, aber schon seit Jahren untergetaucht sind. Sie werden trotzdem bei der kommunalen Mittelzuweisung berücksichtigt. Ausländerfeinde gibt es hier also nicht. Nur: Ganz geheuer sind ihnen die knapp 200 BewohnerInnen doch nicht. Im Sommer hatten sie ein Lagerfeuer veranstaltet. Sofort waren die Möhlauer vor Ort. „Schnell ausmachen!“ riefen sie, und als es geschah, klatschten sie. Fatma nimmt das mit ihrem trotzigen Zynismus: „Jedenfalls wissen sie jetzt, dass wir im Wald wohnen.“ Nein, natürlich ging es da ausschließlich um die Waldbrandgefahr. Jedenfalls geht Fatma nicht gern in den Ort, denn „die gucken uns alle nur so an.“ 
 
Nicht nur wirtschaftlich, sondern auch quasi asylbewerberkonjunkturell läuft es seit Jahren in Möhlau nicht gut. 500 waren sie, als Fatma hierher kam. 200 BewohnerInnen sind es jetzt noch. „Es ist immer langweiliger geworden, weil viele Leute weg sind“, findet sie. Nur noch ein Block ist bewohnt; die Familie wohnt in der 3. Etage des letzten Eingangs. Manchmal trifft sich Fatma mit Jacqueline, ihrer einzigen deutschen Freundin. Mit Jacqueline geht Fatma zur Schule. Mit den anderen MitschülerInnen sei es schwierig. Auch mit Jacqueline ist es nicht immer einfach, erzählt Fatma. Sie treffen sich nur in Gräfenhainichen. Jacquelines Mutter hat nichts gegen die Freundschaft ihrer Tochter zu Fatma. Aber nach Möhlau in den Wald darf Jacqueline nicht. „Die Mutter sagt: Da lass ich mein Kind nicht hin“, so Fatma. Selbst war Jacquelines Mutter noch nicht in dem Lager, warum auch. Aber abends ist auch für Fatma in Gräfenhainichen das Leben wieder am Anfang-Ende: „Ich darf nicht in die Disco, mein Vater erlaubt es nicht.“
  
Rudi Dutschke in Möhlau
 
Möhlaus Asylbewerberkonjunktur droht derweilen das vollständige Aus. Einer der Totengräber ist Salomon Watchouchou. Der politische Aktivist und Wohnheimssprecher wohnt wie Fatma im Lager. Mit starkem Akzent, trotzdem rhetorisch gewandt, beklagt er die Zustände in Möhlaus Asylbewerberheim: Die abgelegene Lage, die Ratten, die Gutscheinausgabe statt Bargeldzahlung. Nach zwei Minuten ist er am Kern angekommen: Gestikulierend prangert er die Zustände als politischen Rassismus an. Dann ist Salomon nicht mehr zu bremsen. Er ist ein bisschen der Rudi Dutschke in Möhlau; nur sind die Waldbaracken mit den verblassten sowjetischen Soldatenbildern nicht die Freie Universität. Sichtbar lichten sich die Reihen der ZuhörerInnen. Auch Fatma hat genug gehört, was sie sowieso schon weiß. 
 
Trotzdem gibt der Erfolg Salomon Recht. Er lancierte Presseberichte vom Bauzustand des Wohnblocks. Er führte Kreistagsmitglieder zu den Kakerlaken, zerbrochenen Scheiben, den verwahrlosten Treppenhäusern. Und zu der zehnköpfigen Familie in der 60-Quadratmeterwohnung, die täglich ihre Matratzen aus Platzmangel zusammen- und vor dem Schlafen wieder auseinanderstapelten. Ämter mussten aktiv werden. Der örtliche Linkspartei-Landrat geriet unter Druck, der Betreiber, der täglich mehr als 7 Euro je Tag und Bewohner kassiert, ebenfalls. Die Großfamilie wohnt jetzt in Wittenberg. Grüne und LINKE forderten die Schließung des Lagers; auch die örtliche Linkspartei-Landtagsabgeordnete, pikanterweise migrationspolitische Sprecherin der Fraktion, und der Landrat schwenkten ein. Ab 2011 wird das Lager in Möhlau geschlossen. Die Grundschule vielleicht am Ende auch.
 
Umzug. Fatma findet das positiv. Aber sie will auch nicht hier bleiben. „Köln“ oder „Hamburg“ sagt sie, wenn man sie fragt. Denn da wohnen mehr Ausländer, so Fatma, und auch Freunde der Familie. Mit ihrem Bruder Ibrahim streitet sich Fatma ständig – auch weil sich sie sich zu dritt mit ihrer Schwester ein Zimmer teilen. Dann sitzt sie irgendwann im Wohnzimmer. Sie surft im Internet oder schaut Fernsehen. Oder geht zu ihrem Lieblingsort, dem Baum mit den sauren Äpfeln. Wir gehen dorthin. Aus dem Wald heraus führt ein Weg über diese staubige Straßenzufahrt, und hinter dem Straßengraben dschungelt dichtes Gebüsch. Dahinter steht ein Apfelbaum, and dem grüne Äpfel dranhängen. „Die werden später rot“, sagt Fatma, reißt einen ab und beißt kräftig hinein. Ich mach das nach, doch ein Biss lässt meine Zähne gefrieren. „Ich find sie gar nicht mehr so sauer“, meint Fatma, und: „Ich mag das.“ Kein Wunder: Fatma mag auch Horrorfilme. Fernsehen ist überhaupt eine der Hauptbeschäftigungen im Block. „Was soll man auch sonst machen? Wir machen halt nix“, sagt Fatma. Und sagt, dass sie zum Glück in der Schule noch nicht nach ihren Ferienerlebnissen gefragt wurde. Nur, warum sie hier sei, und zwar von ihrer Lehrerin. „Weil wir ein besseres Leben haben wollen“, hat Fatma geantwortet. Damit war die schöne Multikultifragerei abrupt zu Ende, und jetzt bleibts halt so.
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ich werde rechtsanwalt!

Über Schikanen und Selbstbehauptung eines Flüchtlingsaktivisten

Apetor-Koffi A. Appolinaire

Es war sonnig in Bremen, als ich ankam. Nach meiner Ankunft wusste ich, dass ich ein schweres Kapitel hinter mir abgeschlossen habe. Und nun fängt das Neue an. Ich war schon in der ersten Wochen bereit, bei der Flüchtlingsinitiative hier mitzuwirken und meine Erfahrungen mit den Beamtenschikanen weiter zu geben. Ich habe mich vertraut mit den Asylsuchenden und MigrantInnen gefühlt. Ich fühlte mich trotz meines kleinen Wortschatzes endlich verstanden.


Das Flüchtlingsheim Rathenow, in dem ich zuvor untergebracht war, bedeutete für mich Schikane, Residenzpflicht und Ausgrenzung. Einmal stellte ich etwa einen Antrag, den Landkreis verlassen zu dürfen. In Rathenow gibt es nämlich keinen Rechtsanwalt, der sich um Asylangelegenheiten kümmert, und ich wollte mich von einem Anwalt in Hamburg beraten lassen. Der Urlaubsschein, also die Erlaubnis, den Landkreis vorübergehend verlassen zu dürfen, wurde nicht genehmigt. Dennoch bin ich nach Hamburg gefahren. Auf dem Rückweg wurde ich von der Polizei kontrolliert. Die Folge war, dass ich ein Bußgeld zahlen musste. Zudem wurde meine Post, bevor ich sie ausgehändigt bekommen habe, geöffnet und unser Zimmer regelmäßig durchsucht. Der Sicherheitsdienst hat willkürlich jede Nacht den Feueralarm ausgelöst. Das führte bei einigen HeimbewohnerInnen zu Nervenzusammenbrüchen. Darüber hinaus wurde ich damals mehrmals von einem Mitarbeiter des Sicherheitsdiensts körperlich angegriffen. Nach meiner Beschwerde bei der Heimleitung wurde mir gesagt, das Problem solle „zwischen Männern“ gelöst werden. Der Sicherheitsmann war mir körperlich überlegen und gehörte einer Kameradschaft an.


Gemeinsam mit anderen Asylsuchenden, die in Rathenow untergebracht waren, schrieb ich einen offenen Brief, um die Öffentlichkeit über die Zustände in Rathenow zu informieren. Man hat uns sofort danach als „rathenowfeindliche Menschen“ bezeichnet und die Stadt Rathenow und ihr Bürgermeister versuchten, ihr Bild der Stadt wieder herzustellen. Doch es ging 2002 und auch heute um eine menschliche Behandlung in Asylheimen. Mit menschlich meine ich mit dem Herzen. Es darf kein Beamter einem Asylsuchenden sagen, dass „er keine Würde hat, weil er kein Mensch ist“, sondern sollte sich selber immer wieder sagen: „Die Menschenwürde ist unantastbar“.


Die Flüchtlingsinitiative Berlin-Brandenburg hat uns einen Unterstützungsbrief geschickt. Und die Mitglieder dieser Initiative waren bei allen gerichtlichen Verhandlungen, die wir nach unserem offenen Brief durchgeführt haben, dabei. Diese Hilfestellung war für uns sehr wichtig.


Seit 2008 bin ich Vorstandsmitglied der Flüchtlingsinitiative Bremen und berate inzwischen ausländische Studierende an der Universität Bremen im Autonomen Internationalen Studierenden Ausschuss, einem Referat des AStA. Ich habe immer wieder das „Glück“, MigrantInnen, Asylsuchende oder ausländische Studierende bei Behördengängen zu begleiten und zu unterstützen – vor allem, wenn eine Abschiebung droht. Ich studiere nun im dritten Fachsemester Rechtswissenschaft. Mit dem akademischen Abschluss als Rechtsanwalt sehe ich die Möglichkeit, mein Engagement zu professionalisieren. Denn: Ein Rechtsberater ist gut, aber ein Rechtsanwalt ist deutlich besser.


Autor:


Appolinaire A. Apetor-Koffi ist deutsch-togolesischer Staatsbürger und Autor von „Nordafrikanische Zwangsarbeiter der Baustelle des U-Boot-Bunkers in Bremen-Farge und in den zugehörigen Lagern 1943-45“. Er hat bei der „Berliner Antikoloniale Konferenz“ 2004, den Ausstellungen „ Afrikabilder“ in den deutschen Medien 2012, „Die Dritte Welt im Zweiten Weltkrieg“ in Bremen 2014 und beim Projekt „Afrika gibt es nicht“ 2019 mitgewirkt."





wie damals vor der französischen revolution

Interview mit der Autorin Darja Stocker



prager frühling: Am Maxim-Gorki-Theater in Be
rlin läuft „Zornig geboren“. Mit welchen Worten würdest Du in Dein Stück einführen?  
Darja Stocker: Olympe de Gouges, Schriftstellerin während der Französischen Revolution, kritisiert die Versklavung der „Schwarzen“ und fordert gleiche Rechte für alle – auch für die Frauen. Dafür wird sie unter Robespierre guillotiniert. Was ist von ihren Forderungen heute übriggeblieben? Wie kommt man dazu, Widerstand zu leisten? Was setzt man aufs Spiel? Mein Stück folgt assoziativ diesen Fragen, durch die Zeiträume hindurch.
 
Zudem geht es um eine Familie: Die Großmutter kämpfte in der Resistance gegen die Nazis, der Vater war Teil der Jugendbewegung und die Tochter Sophie versucht, über ihren Beruf als Agrikulteurin, ihre Umwelt zu beeinflussen. Ihr unterschiedliches Verständnis von Widerstand löst Konflikte aus. Dann lernt Sophie den Maler Micha kennen, der von einer Reise aus der Sahara zurückkommt und sich um seine Freunde Zamu, Mery und Faly sorgt.
  
pf: Viele der Szenen, die die Gegenwart bearbeiten, widmen sich der Situation der Flüchtlinge …
  
Stocker: Eingeführt wird das Thema über Micha, der auf der Suche nach seinem Vater in einem Dorf in der Sahara Faly, Mery und Zamu kennenlernt. Er erlebt, wie sie darüber streiten, ob sie den Weg nach Europa wagen sollen. Zamu gibt sich kämpferisch: "Wenn alle, die fliehen wollen, denselben Mut, dieselbe Furchtlosigkeit, die Ausdauer von vorn zu beginnen, statt in die Flucht für unsere Träume hier einsetzen würden, wäre eine Revolution hier näher als Europa." Diese Sichtweise ändert sich, als sie zu viert in eine Flutkatastrophe geraten und es im Dorf keine Perspektive mehr gibt. Micha wird zurück nach Europa gebracht, bleibt aber mit den anderen in Kontakt. Er erfährt, dass sie auf dem Weg nach Europa sind und Faly am Grenzzaun erschossen wurde. Gegen Ende des Stücks gehen Micha und Sophie gemeinsam zu den Plantagen nach Almeria und finden Zamu – schwer verletzt. Mery hingegen wird von Sophies Vater gefunden – auf dem Straßenstrich. Das klingt alles drastisch. Für mich war genau dieses „zu viel“ das Thema.
  
pf:  Welche szenischen Mittel nutzt Du?
  
Stocker: Zamu, Mery und Faly kommen nur in der Erzählung von Micha vor. Als Autorin konnte ich nicht aus der Perspektive der Flüchtlinge sprechen, sondern nur aus der Sicht von EuropäerInnen, die reisen können, wohin sie wollen, und die Begegnungen haben, die in manchen Belangen Grenzen sprengen in anderen Belangen ihre Unüberwindbarkeit erst deutlich machen. Der Regisseur Armin Petras hat das so umgesetzt, dass Micha und Sophie mit kleinen Puppen und Erde die Situation am Zaun nachbauen und in die Rollen ihrer Freunde schlüpfen. Das zeigt die Absurdität der Situation. Man ist zwar über Handy und Internet connectet, hat vielleicht sogar Freundschaft geschlossen und lebt doch in verschiedenen Realitäten.
  
pf: Was war für Dich Ansporn beim Entwickeln dieses Stücks?
  
Stocker: Vielleicht hat es mich beeinflusst, dass ich als Kind verschiedentlich mit „Flüchtlingen“ zu tun hatte. In unserer Wohngemeinschaft wohnte z. B. einer, der aus Ankara mit dem Boot übers Mittelmeer gekommen war. Für die Recherchen habe ich Berichte von Salinia Stroux gelesen, von Corinna Milborn und anderen, die es geschafft haben, hinter die Zäune zu schauen. Auch die Filme von Leona Goldstein und von Andrea Segre/Dagmawi Ymer oder das Buch von Omar Ba haben mir geholfen.
  
pf:  Was ist das Faszinierende an der Figur des Flüchtlings?
  
Stocker: Bei der Figur des Flüchtlings gibt es mehrere Aspekte. Alle Menschen streben irgendwie nach einem besseren Leben, nach dem größeren Glück etc. Und manche Migrierenden mag dieser legitime Wunsch dazu antreiben, ihr Land zu verlassen. Andere konnten noch gar nicht wirklich ein Leben beginnen, da geht es nicht um eine Verbesserung, sondern um Mindestkonditionen. Wir können uns fragen: Wie schlimm müsste meine Situation sein, damit ich es aufs Spiel setze zu sterben oder eben, ein besseres Leben zu haben?
 
Für das Stück haben mich diejenigen Flüchtlinge besonders interessiert, die auf der Suche nach einem anderem System sind, die bereits in ihrem Land ein politisches Bewusstsein entwickelt haben und denen in Europa angekommen auffällt, dass eben diese Menschenrechte, die sie hier gesucht haben, für sie gar nicht gelten. Wie Zamu, der sich in Almeria für seine und die Rechte der anderen einsetzt und dafür umgebracht wird.
  
pf:  Welchen spezifischen Zumutungen sind weibliche Flüchtlinge ausgesetzt?
  
Stocker: Aus Interviews habe ich entnommen, dass sie in den Gefängnissen in Lybien missbraucht werden und dass sie dieselbe körperliche Gewalt erleben wie die Männer, z. B. an den Armen aufgehängt zu werden. In den Städten, wo sie während der Flucht festsitzen, müssen sie "für alles und jedes einem Mann hinterherlaufen". Sie sind auch Opfer von Menschenhandel sowohl in Saudi Arabien, Äthiopien, wo sie als Haushaltssklavinnen gehalten werden und in Europa, wo sie sich prostituieren, um die "Schulden" der Fahrt zu bezahlen.
 
Besonders denkwürdig ist, dass immer mehr Frauen auf der Flucht sind, um patriarchalen Strukturen zu entfliehen. Doch dann geraten sie wieder in genau diese Strukturen. Das plakativste Beispiel ist das der jungen Frau, die einer Zwangsheirat entfliehen will und dann in Europa zur Prostitution gezwungen wird.
  
pf: Im Programmheft gibt es nicht nur Informationen zu Deinen ästhetischen Konzeptionen, sondern auch zur Festung Europa. Was kritisierst Du an der Grenzpolitik der EU?
  
Stocker: Europa ist mitschuldig am Klimawandel und an der Situation vieler afrikanischer Länder. Menschen fliehen aus unterschiedlichen Gründen. Diese müssen gemäß der Genfer Konvention angehört werden. Die EU hat aber ein Sondergesetz erlassen, wonach man erst, wenn man mit beiden Füssen auf der andern Seite der Grenze steht, ein Asylgesuch stellen darf. Somit zwingen sie die Flüchtlinge, über den Seeweg oder die Hochsicherheitszäune ins Land “einzubrechen“. Und diese letzte Möglichkeit wiederum verhindert die EU, indem sie mit Hilfe von Frontex, der Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an der Außengrenze der EU, die Seewege derart absperren, dass die Flüchtlinge immer weitere Wege in immer gefährlicheren Witterungen wagen müssen. Sie nehmen ihren Tod in Kauf. Die EU, im speziellen Italien, hat mit Lybien einen Vertrag abgeschlossen, mit dem Ziel, die Flüchtlinge bereits in den Nordafrikanischen Ländern abzufangen, wo man sich nicht um die Menschenrechte scheren muss. Die Folgen davon sind Missbrauch der Frauen, Gewalt und Sklavenhandel, da die Schlepper dafür bezahlt werden, Flüchtlinge über die Grenze zu bringen, die sich dann freikaufen müssen. Es gibt Flüchtlinge, die zwei Jahre in einem Gefängnis mitten in der Wüste sitzen und dabei den Verstand verlieren. Frontex arbeitet direkt mit der lybischen Polizei zusammen, hat aber noch keines dieser Gefängnisse von innen gesehen. Es ist eine private Firma, die ihre Aufgaben outgesourct hat.
  
pf: Doch es geht nicht nur um Grenzen gegenüber Migranten, die an der Außengrenze der EU errichtet werden …
  
Stocker: Auch innerhalb der EU wird eine Trennungspolitik betrieben. Am extremsten betrifft das die, die in Heimen weit außerhalb der Stadt leben und der Residenzpflicht unterliegen. Sie sind von elementaren Menschenrechten ausgeschlossen. Und in Abschiebegefängnisse sind Menschen eingesperrt, ohne je ein Verbrechen begangen zu haben. Olympe de Gouges sagt in meinem Stück: Es darf keine faulen Löcher in der Demokratie mehr geben.
  
pf: In einem Gespräch über „Zornig geboren“ sprichst Du vom Zufall der Geburt. Soll heißen?
  
Stocker: Ein Argument der Französischen Revolution war, dass man den Zufall, also die Ungleichheit der Geburt, abschaffen müsse. Niemand sollte mehr Privilegien haben, nur weil er/sie zufälligerweise in eine adlige Familie hineingeboren wurde. Das ist heute immer noch ein Thema. Allein durch die Klimaerwärmung gibt es Länder, in denen der Großteil keine Perspektive hat. Die Flüchtlinge aus Afrika werden nicht als Individuen mit gleichen Rechten behandelt, sondern als anonyme Masse. Auch innerhalb von Europa spielt es eine Rolle, mit welchem Geschlecht man geboren wurde, ob man einen ausländischen Namen trägt, welchen Bildungsgrad die Eltern haben. Die derzeit herrschende Politik verstärkt eher noch die Ungleichheit durch Geburt, also die Chancen-Ungleichheit, so dass sie sich über Generationen fortführt. Wie damals, vor der Französischen Revolution.
  
pf: Wie viel Rebellion steckt in „Zornig geboren“?
  
Stocker: Mich hat interessiert: Auf welche Weise können die Figuren, jede in ihrer Epoche, rebellieren? Sie sind alle in ihrer Situation vergleichsweise privilegiert. Was lässt dieses zu-wenig-aber-doch-ein-bisschen-privilegiert-sein an Rebellion zu? Am meisten rebelliert Olympe, sie legt sich als Ex-Edelprostituierte mit Sklavenhändlern an, nimmt an der Revolution teil und korrigiert die Menschenrechtserklärung, bis sie wirklich alle Menschen meint. Die jungen Leute im Stück sind hingegen noch sehr auf der Suche.
  
pf: Und welche Rebellion gegen die Abschottungspolitik hast Du außerhalb des Theaters aufgespürt?
  
Stocker: Es gibt ein Projekt, dass die Erntehelfer in Almeria darin unterstützt, sich selbst zu organisieren. In der Schweiz fand letztens eine Besetzung eines Parks in Bern statt, wo sich einige hunderte Papierlose tagelang niedergelassen haben, um auf ihre Situation aufmerksam zu machen. In Deutschland gibt es die Organisation von Flüchtlingen selbst, The Voice, die im Juni 2010 in Jena einen Marsch veranstaltet hat, um den Toten im Mittelmeer zu gedenken und ihre Präsenz zu legitimieren. Dann gibt es eine von „Heiminsassen“ organisierte Self-Empowerment-Bewegung.
 
Bei den Recherchen habe ich gemerkt, dass es wichtig ist, die Abschottungspolitik als Teil einer Trennungspolitik zu verstehen, die jeden betrifft. Dass es hier nicht um ein paar Flüchtlinge geht, sondern darum, dass in der gesamten Gesellschaft Leute ausgegrenzt werden.
  
pf: Eine frühere Ausgabe des prager frühlings hat sich mit dem Verhältnis von Politik und Kunst beschäftigt. Verstehst Du Deine Werke als engagierte Kunst?
  
Stocker: Das Theater hat die Möglichkeit, die Auswirkungen von globalen Veränderungen auf die persönlichen Beziehungen zu untersuchen. Neben den Dialogen kann es eine explizite Reflexionsebene enthalten. Für mich ist es wichtig, nicht nur Sprachteppiche erklingen zu lassen, sondern Dinge auch sichtbar zu machen, in Szenen.
 
Auf dem Arbeitsmarkt z. B. müssen die Leute emotional funktionieren. Wer das nicht kann, hat nicht etwa Widersprüche aufgespürt, sondern gilt als krank. Also kann es bereits engagiert sein, Emotionen auf der Bühne eine Wichtigkeit zu verleihen, die im Alltag kleingeredet werden. Zum Beispiel den Zorn, den man spürt, wenn man merkt, dass man es sich nicht länger von der schweigenden Mehrheit verbieten lassen kann und will, sich zu wehren.
 
Mich interessiert es, in meinen Stücken Menschen zu zeigen, die auf der Suche sind, die eine Entwicklung erahnen. Auf der Bühne können Figuren schon mal ausprobieren, wie es wäre wenn ... . Sie können auch mal ein selbstverständliches politisches Bewusstsein haben statt immer schon selbstverständlich an nichts mehr zu glauben. Ach das bietet Konflikte genug. Im Theater können sie die Leere aushalten, die kommt, wenn man die Realität so nicht mehr hinnehmen will. Spannend, was dann kommt. Man kann einerseits Bilder, Sätze, die von den Medien und der Politik kommen, auf der Bühne über die Sprache hinterfragen oder einfach das Andere zeigen. Im besten Fall schafft man es, das Publikum mitzunehmen auf eine Reise, in der durch die künstliche Absurdität des Theaters ganz andere Aspekte dieser Realität sichtbar werden.
  
pf: Anders gefragt: Ist die Zeit reif für ein neues Verhältnis zwischen Kunst und Politik?
  
Stocker: Ja, ich hoffe sehr, dass es noch andere KünstlerInnen gibt, die ihr politisches Bewusstsein nicht wegsperren können und politisch Engagierte, die nicht ohne Kunst können. Die möchte ich gern treffen. Es braucht unbedingt mehr direkte Zusammenarbeit. Ich möchte nicht ins Theater gehen und den Inhalt eines angeregten Nachmittagskaffee-Gesprächs im Theater reproduziert sehen. Die allermeisten Theaterstücke könnten inhaltlich sehr viel weiter gehen.
  
pf: Gibt es schon ein neues Projekt, auf das wir uns freuen können?
  
Stocker: Ich bin ich dabei, in einer Interviewreihe den Dialog zu suchen mit Leuten, die zumindest für den Moment eine Form des Widerstands gefunden haben. Eindrücke davon werden wohl in meinen nächsten Auftrag mit einfließen, eine Ko-Produktion der Theater in Weimar und Leipzig.
  
pf: Vielen Dank für das Gespräch.
  
Autoreninfo:
 
Darja Stocker begann in Zürich ein Studium der Ethnologie mit der Frage: Was tun Menschen unter welchen Umständen? Sie wechselte mittendrin ans Theater und nach Berlin. Ihr erstes Stück „Nachtblind“ spielte an vielen Orten und ermöglichte es ihr weiter zu schreiben, nun mit einer neuen Frage: Unter welchen Umständen leisten Menschen Widerstand? Oder viel eher: Warum nicht? Protest statt Prozac. Das Stück „Zornig geboren“ entstand im Rahmen eines Work-in-Progress mit dem Maxim-Gorki-Theater.





mission patriarchatsüberwindung

Feministische Anforderungen an ein linkes Parteiprogramm

Cornelia Möhring

Ein linkes Partei-Programm sollte Antworten auf die drängenden Fragen unserer Zeit liefern, eine Utopie und Forderungen auf dem Weg dahin aufzeigen, die bereits im Hier und Jetzt Veränderungen bringen. Deswegen reicht sein Zeithorizont länger als bis zur nächsten Wahl, sogar weit darüber hinaus. In der Analyse nimmt ein solches Programm alle gesellschaftlichen Verhältnisse in den Blick und macht ihren inneren Zusammenhang zum Ausgangspunkt. Ein linkes Programm nimmt die Geschichte auf und lernt aus den Erkenntnissen linker Bewegungen. Nicht zuletzt muss auch die Frage nach den Formen der Hegemoniegewinnung für linke Politik zusammen mit der Frage nach den Subjekten der Veränderung gestellt werden.
  
Der vorliegende Entwurf 
 
Der vorliegende Entwurf zeigt zwar das Bemühen, Perspektiven über die tagespolitisch notwendigen Politikvorschläge hinaus zu formulieren. Gleichzeitig verliert die Perspektive an Kraft, weil sie den konkreten Vorschlägen nicht kohärent als Begründung vorangestellt wird. Aus feministischer Sicht schwächelt der Programmentwurf in den eingangs genannten Punkten. Die feministische Strategie der Partei, also ihre Strategie zur Überwindung des Patriarchats, bleibt gänzlich unbeantwortet. Das kann nicht durch das Hineinschreiben der Geschlechterfrage an der einen oder anderen Stelle des Programms gelöst werden. Denn nicht alle gesellschaftlichen Verhältnisse werden in ihrem Zusammenhang dargestellt. Auch der für feministische Politik wesentliche Widerspruch, ob die LINKE eine Umverteilung der gesellschaftlichen Arbeit und Tätigkeiten zwischen den Geschlechtern anstrebt oder Maßnahmen im Sinne der Vereinbarkeit ausreichen, ist unausgearbeitet. Benannt werden zwar die Bereiche der gesamtgesellschaftlichen Produktion und Reproduktion, ausgeführt wird aber nur der Bereich der Lohnarbeit als gesellschaftlich relevanter. Die Konfliktlinie, die sich aus der Dominanz von Männern über Frauen ergibt, spielt im Entwurf keine Rolle, bleibt maximal als Gleichstellungspostulat oder verschwindet durch Geschlechterneutralität. 
  
Patriarchale Arbeitsteilung 
 
Die patriarchalen Verhältnisse sind jedoch nicht von den kapitalistischen Lebensverhältnissen abgeleitet, sie werden aber für kapitalistische Herrschaft und Ausbeutung genutzt, auch in der durch den Neoliberalismus veränderten Weise. Kapitalistische und patriarchale Unterdrückung der Frau ergänzen sich. Ökonomische Grundlage der Konfliktlinien ist die gesellschaftliche Arbeitsteilung. Darum gruppiert sich die vielschichtige Form von Herrschaft. Arbeit findet in unserer Gesellschaft in zwei verschiedenen Welten statt, die sich wechselseitig bedingen. Die eine Welt ist die Produktion von Gütern und Dienstleistungen in Warenform für den Markt. Hier regieren Geld, Lohnarbeit und harte Konkurrenz. Der Respekt des Zeitgeistes landet nur hier. Denn dies ist die Welt, in der der Profit produziert, realisiert und erspekuliert wird. Es ist die anerkannte Arbeitswelt der Männer. Die andere Welt ist die Sphäre einer ganz anderen Art von Arbeit, die vorwiegend Frauen obliegt. Dort gilt die Arbeit den Kindern, der Familie, ihrem Wohl, dem Erlernen des zwischenmenschlichen Umgangs und den Mühen der täglichen Versorgung. Diese Welt ist entstanden durch Konventionen, Religion, Zuschreibungen, Erziehung und teils durch Gesetze verankert — als die Welt des Weiblichen. Auf dieser Welt gründet sich die ganze Gesellschaft. Hier wird ein Teil des sozialen Zusammenhaltes hergestellt. Aus ihr gehen die Arbeitskräfte für die andere Welt hervor. Aber — hier wird nicht direkt für den Profit produziert. Deshalb verbindet sich die tief verwurzelte geringere Wertung weiblicher Tätigkeit mit spezifisch kapitalistischer Ignoranz. Nun haben wir es schon seit langem nicht mehr mit der hinzuverdienenden Ehefrau zu tun, sondern mit der Normalität weiblicher Berufstätigkeit. Frauen haben Teilhabe an der Erwerbsarbeit erobert. Ihre Arbeit ist in der Regel aber immer noch auf schlecht bezahlte Berufe konzentriert, die als spezifisch weiblich gelten. Frauen stellen den Hauptanteil in prekären Arbeitsverhältnissen und Niedriglohngruppen. Frauen sind vorwiegend für die Familienarbeit zuständig. Die wachsende Gruppe der Alleinerziehenden besteht zu 90 % aus Frauen. Die Wirkungszusammenhänge mit dem Patriarchat, gerade in der Arbeit, haben sich nicht aufgelöst. Sie sorgen aktuell sogar dafür, dass immer mehr Tätigkeiten ins Private verschoben werden, wo sie dann unentgeltlich von Frauen übernommen werden. Die Doppelausbeutung der Frauen in kapitalistisch-patriarchalen Verhältnissen führt dazu, dass Frauen deutlich mehr arbeiten als Männer, aber als weniger produktiv behandelt und schlechter bezahlt werden. 
  
Antipatriarchaler Wandel 
 
Das Patriarchat ist ein eigenständiges gesellschaftliches Unterdrückungsverhältnis, das sich mit der Abschaffung, Reform oder Besänftigung des Kapitalismus nicht von selbst erledigt. Fehlen diese Zusammenhänge in der Analyse eines Parteiprogramms, werden auch die Perspektiven und konkreten Forderungen schief, manchmal sogar falsch. Kapitalismuskritik, Antikapitalismus und sozial-ökologischer Umbau sind nur eine wesentliche Orientierung für einen Richtungswechsel in der Politik. Antipatriarchaler Wandel ist die andere wesentliche Komponente des Aufbruchs in eine bessere Zukunft. Für das Verständnis des demokratischen Sozialismus bedeutet es, dass er nur als feministischer Sozialismus möglich ist, der in den Kampf um eine emanzipierte und gerechte Gesellschaft Geschlechtergerechtigkeit und eine radikale Umverteilung von Arbeit und Zeit einschließt. 




gender-blindness

Eine feministische Kritik des Programmentwurfs der LINKEN

Caren Lay

Dass feministische Fragen im vorliegenden Programmentwurf der LINKEN zu kurz kommen, ist ein kein Geheimnis. Das war auch der Programmkommission bei der abschließenden Beratung klar. Der Ergänzungsbedarf wurde deshalb auch im Begleitschreiben zum Programmentwurf festgestellt. Dies zu ändern wird zu einer Nagelprobe, ob und inwieweit DIE LINKE ihrem selbstgesetzten Anspruch, eine feministisch-sozialistische Partei zu sein gerecht wird. Auf der Ebene konkreter Forderungen findet sich dabei so manch Fortschrittliches im Programmentwurf: Die Abschaffung des Ehegattensplittings, der Anspruch auf Gleichstellung aller Lebensweisen sowie ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft und in Ansätzen die Vierin- einem-Perspektive. Und im Anschnitt zur Antidiskriminierungspolitik ist ein anti-normalisierender Ansatz verankert. Soll heißen: Wir wenden uns gegen alle Versuche, eine bestimmte Lebensweise als die „normale“ anzunehmen. Bei aller berechtigten Kritik am Programmentwurf, er geht zumindest auf der Ebene konkreter Forderungen eher über das hinaus, was gegenwärtig in der LINKEN state of the art ist. Dennoch gilt: Der Programmentwurf genügt einer feministischen Gesellschaftskritik und -perspektive nicht. Ob es gelingt, einem feministischen Anspruch im Programm zu entsprechen, wird sich im Wesentlichen an den folgenden Punkten entscheiden: 
Analyse der gegenwärtigen Gesellschafts- und Geschlechterverhältnisse 
 
Die nicht nur mangelhafte, sondern fehlende Analyse aktueller Gesellschaftsund Geschlechterverhältnisse stellt dabei das größte Problem dar. Im Analysekapitel kommt das Thema Patriarchatskritik und -analyse so gut wie nicht vor. Das ist ein Rückfall noch hinter die These vom Nebenwiderspruch. Offenbar fällt es in einer im Kern antikapitalistischen Perspektive schwer, andere gesellschaftliche Unterdrückungsverhältnisse und deren Eigenständigkeit anzuerkennen. Und dass die Frauenbewegung die vielleicht erfolgreichste soziale Bewegung des letzten Jahrhunderts war, kann nicht gewürdigt werden, denn es verträgt sich nicht mit einem traurigen antikapitalistischen Weltuntergangsszenario. 
 
Patriarchat als eigenständiges Unterdrückungsverhältnis 
 
Selbst dort, wo der Blick auf Geschlechterungleichheit gerichtet ist, ist dieses im Sinne der sozialistischen Frauenbewegung ökonomisch geprägt und verkürzt. Ein modernes linkes Programm müsste sich vielmehr die im Grunde banale Erkenntnis der autonomen Frauen-bewegung zu eigen machen, dass das Patriarchat älter ist als der Kapitalismus und die Frage nach Herstellung von Geschlechtergleichheit sich nicht in der sozialen Frage erschöpft. Kapitalistische Wirtschaftsweise, patriarchale Verhältnisse, struktureller Rassismus und Heteronormativität sind eigenständige Herrschaftsverhältnisse, die sich überlagern. Eine solche Perspektive erfordert den Mut zu einem differenzierten Blick auf die Verhältnisse. Zu Unrecht wird eine solche Perspektive von manchen als ein Mangel an Radikalität verstanden. 
 
Absage an Alleinernährermodell und Arbeitnehmerpatriarchat 
 
Dass der Normvorstellung vom männlichen Alleinernährer im Entwurf eine Absage erteilt wird, ist ein großer Fortschritt. Jetzt gilt es, den gender-bias in den einzelnen Politikfeldern aufzudecken, also unsere Vorschläge danach zu befragen, ob sie nur aus einer männlichen Perspektive gedacht sind oder auch der Lebensrealität von Frauen gerecht werden. Ein Beispiel ist die Rentenpolitik: Die angestrebte „Erwerbstätigenversicherung“ (statt einer „BürgerInnenversicherung“ und existenzsichernden Grundrente) ist strukturell vor dem Hintergrund des männlichen Normalarbeitsverhältnisses gedacht und daher nicht geeignet, Altersarmut von Frauen jenseits persönlicher Abhängigkeitsverhältnisse zu verhindern. 
 
Ein neuer Arbeitsbegriff 
 
Im Programmentwurf heißt es symptomatisch für die Erwerbsarbeitsfixierung: „Die Grundlage für die Entwicklung der Produktivkräfte ist heute und auf absehbare Zeit die Erwerbsarbeit.“ Eine kritische Analyse der Reproduktionsverhältnisse? Fehlanzeige! Insgesamt erweckt der Entwurf den Eindruck, dass ein Mehr an Frauen in Lohnarbeit, gleicher Lohn für gleiche Arbeit im Großen und Ganzen alles sind, was DIE LINKE zu diesem Thema anzubieten hat. Demgegenüber ginge es darum, Arbeiten jenseits der Erwerbsarbeit überhaupt zu sehen, Arbeitszeitverkürzung als Grundbedingung einer anderen Geschlechterordnung jenseits tradierter Arbeitsteilung zu markieren und Perspektiven jenseits der „Arbeitsgesellschaft“ zu entwickeln. 
 
Emanzipationsperspektive 
 
Auch in der Beschreibung der linken Zielperspektive „demokratischer Sozialismus“ ist der Entwurf gender-blind. Hier rächt sich die mangelnde Analyse: Wo kein Verständnis der gegenwärtigen Geschlechterverhältnisse vorhanden ist, kann keine feministische Perspektive entwickelt werden. Dabei muss eine linke Gesellschaftsalternative eine allgemeine Emanzipationsperspektive für die Gesamtgesellschaft bieten. 




neuro-enhancement

Queere Intervention?

Greta Wagner

Seit zwei Jahren wird das Thema Neuro-Enhancement in Deutschland intensiv in den Medien diskutiert. Der Begriff bezeichnet die Einnahme von Medikamenten, ohne medizinische Indikation um Stimmungen zu verbessern oder Konzentrations- und Leistungsfähigkeit zu steigern. In der neuroethischen Auseinandersetzung um Enhancement-Maßnahmen wird Francis Fukuyama intensiv rezipiert, der 1992 den Zusammenbruch der Sowjetunion und die weltweite Ausbreitung kapitalistischer liberaler Demokratien als „Ende der Geschichte“ feierte. Neuerdings fürchtet er das „Das Ende des Menschen“.1 Durch Biotechnologie und Psychopharmakologie werde die menschliche Natur zunehmend umgestaltet und wir träten ein in ein Zeitalter des Posthumanismus. Eine seiner Sorgen bezieht sich dabei auf die zunehmende Auflösung der Geschlechtergrenzen durch Psychopharmaka. 
Denn die Einnahme von stimmungsaufhellenden und konzentrationsverbessernden Medikamenten ist unter den Geschlechtern ungleich verteilt. Während Frauen häufiger Antidepressiva wie Prozac (in Deutschland Fluctin) einnehmen, die auf den Serotoninspiegel wirken, ist der Medikamentenkonsum bei Jungen und Männern eher auf cognitive enhancing drugs wie Ritalin gerichtet. Serotonin fördert, so Fukuyama, das Selbstwertgefühl und führt dadurch zu besserem Durchsetzungsvermögen. Durch die Einnahme von Serotonin-Wideraufnahmehemmern wie Prozac verschafften sich Frauen mehr Selbstachtung und damit mehr von den männlichen Überlegenheitsgefühlen. Jungen dagegen bekämen Ritalin, weil sie in der Klasse nicht stillsitzen wollen, was jedoch daran läge, dass „die Natur sie nicht dafür geschaffen hat, sich so zu verhalten“.2 Fukuyama erkennt eine „bestürzende Symmetrie zwischen Prozac und Ritalin“, durch deren Einnahme sich die beiden Geschlechter „nach und nach in Richtung auf eine androgyne, mittlere Persönlichkeit hin [wandelten], die selbstzufrieden und sozial angepasst“ sei.3 Ein weiteres Problem sieht Fukuyama in der Gefährdung des Motors menschlicher Entwicklung, dem Kampf um Anerkennung, der auf Anstrengung und Leistung beruhe.
 
Diese Behauptung hat freilich im Kontext der von Fukuyama behaupteten Geschlechtsspezifität gefährliche Implikationen: Wenn Frauen also häufiger als Männer unter geringer Selbstachtung leiden, haben sie diese vielleicht auch gar nicht verdient? Der Blick auf die letzten Jahrzehnte der Forschung zu geschlechtlicher Sozialisation macht recht schnell andere Perspektiven auf die ungleiche Verteilung von Selbstachtung unter den Geschlechtern plausibel, und zeigt darüber hinaus, dass Selbstachtung nicht nur Resultat, sondern auch Voraussetzung für Erfolg ist. Daran anschließend stellt sich aber die spannendere Frage, ob der Antifeminist Fukuyama ein feministisches Argument für mehr pharmakologisches Enhancement liefert, weil es in seinen Auswirkungen herrschende Geschlechterverhältnisse dekonstruiert. Wenn es richtig ist, dass der gegenwärtige Trend zum Neuro-Enhancement dazu beiträgt, Geschlechtergrenzen zu „queeren“, lassen sich pharmakologische Strategien dann im Sinne einer emanzipatorischen Intervention verwenden?
 
Hierzu ist zunächst ein arbeitssoziologischer Blick auf den gesellschaftlichen Kontext von Neuro-Enhancement hilfreich. In Zeiten ausgreifender Neoliberalisierungen mit der Folge brüchiger Berufsbiografien wird Selbstoptimierung zur letzten scheinbar verlässlichen Investition. Die Subjektivierungsweisen, die mit Neoliberalisierungen verbunden sind und z.B. von Ulrich Bröckling mit dem Begriff des „unternehmerischen Selbst“ analysiert werden, stellen die Optimierung des Selbst und das Management von Risiken in die Eigenverantwortung der Subjekte.4 Den Geschlechtern werden dabei immer noch unterschiedliche Kompetenzen abverlangt. So kann holzschnittartig behauptet werden, dass typisch weibliche Dienstleistungsberufe beispielsweise besondere kommunikative Aufgeschlossenheit erfordern. Die Selbstmedikation mit dem Zweck des Neuro-Enhancement könnte in diesem Kontext als eine neoliberale Selbsttechnologie gelesen werden.
 
Die normative Abschätzung dieses Phänomens führt in viele Fallstricke, insbesondere wenn ihr keine materialistische Kritik der Leistungsgesellschaft zu Grunde liegt. Gegner einer Liberalisierung der Medikamentenvergabe wie Fukuyama sehen in Enhancement-Technologien den intrinsischen Wert der Leistung bedroht und handeln sich daher zu Recht den Vorwurf des pharmazeutischen Calvinismus ein. Befürworter einer Liberalisierung der Neuro-Enhancer dagegen sehen den intrinsischen Wert der Leistungssteigerung bedroht. Sie fordern zwar zu Recht, dass sich der Staat nicht in die Stoffwechselangelegenheiten seiner BürgerInnen einmischt, ignorieren in ihrer Kritik aber Herrschaftseffekte neoliberaler Subjektivierung.
 
Neuropharmaka sind wohl kein Schritt heraus aus patriarchalen Geschlechterarrangements, sondern vielmehr eine Möglichkeit, den Anforderungen urbaner Dienstleistungsökonomien zu entsprechen und das innerhalb bestehender Machtasymmetrien.5 Ohne die Bedeutung von Leistung zu kritisieren, werden leistungssteigernde Medikamente kein subversives Potential entfalten. Die stärkere Verbreitung von Neuropharmaka droht vielmehr die Toleranz gegenüber Abweichung sinken zu lassen. Unglücklichsein oder Unkonzentriertheit werden damit zunehmend als Formen der Devianz gelesen und zu pharmakologisch zu optimierenden Zuständen. Queere Kritik jedoch muss immer auch die Kritik an der Subsumierung des Besonderen unter das Allgemeine sein. Die Dekonstruktion des Geschlechts wird also vorerst eine politische Aufgabe bleiben.
  
Fußnoten
 
1 Fukuyama, Francis: Das Ende des Menschen. Stuttgart 2002
 
2 Ebd. S. 80
 
3 Ebd. S. 80
 
4 Bröckling, Ulrich: Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer Subjektivierungsform. Frankfurt am Main 2007.
 
5 Vgl. Petra Schaper-Rinkel: Die neurowissenschaftliche Gouvernementalität. Re-Konfigurationen von Geschlecht zwischen Formbarkeit, Abschaffung und Re-Essentialisierung. Irene Dölling, Dorothea Dornhof, Karin Esders, Corinna Genschel und Sabine Hark (Hg.): Transformationen von Wissen, Mensch und Geschlecht. Transdiziplinäre Interventionen. Königstein, Taunus 2007, S. 94.




spätfeudale verhältnisse überwinden

Für eine Demokratisierung der Justiz

Jens Petermann

Die Diskussion um ein die Solidarische Moderne tragendes Gesellschaftsmodell ist voll entbrannt. Der Beitrag „Rechtspolitik als Spielfeld“ im letzten prager frühling veranlasst mich ein außerhalb der Fachwelt kaum wahrgenommenes Thema aufzugreifen: Die Notwendigkeit einer selbstverwalteten Justiz. Ein mittlerweile legendäres Zitat des preußischen Justizministers Leonhardt zeigt das Problem: "Solange ich über die Beförderungen bestimme, bin ich gerne bereit, den Richtern ihre so genannte Unabhängigkeit zu konzedieren." Das Zitat stammt aus dem 19. Jahrhundert, einer Zeit, in der unser Justizsystem seine Wurzeln hat. 
In den meisten europäischen Ländern ist die Selbstverwaltung der rechtsprechenden Gewalt längst Alltag. Was nach dem Prinzip der Gewaltenteilung selbstverständlich ist, eine unabhängige selbstverwaltete dritte Gewalt, ist in Deutschland noch nicht vorhanden. Hier bestimmt nach wie vor die Exekutive, wer Richter wird und wer befördert wird. Damit ist Abhängigkeiten Tür und Tor geöffnet. Die dadurch bestehenden Möglichkeiten politischer Einflussnahme auf RichterInnen und StaatsanwältInnen werden auch genutzt. Erinnert sei an die Heitmann-Affäre in Sachsen, die Birkmann-Affäre in Thüringen und die Scheiter-Affäre in Brandenburg sowie die Schreiber-Affäre in Bayern.
 
Das Grundgesetz hat die rechtsprechende Gewalt den Richterinnen und Richtern anvertraut, tatsächlich aber werden die Gerichte von der Exekutive gesteuert. Dieses in Europa nur noch in Österreich, Tschechien und Deutschland anzutreffende obrigkeitsstaatliche Konzept ist endlich zu überwinden.
 
Der Berliner Appell europäischer Richter und Staatsanwälte vom 20.02.2009 kommt nicht von ungefähr. Dort heißt es: „Gebt der deutschen Justiz eine stärkere UNABHÄNGIGKEIT, die ihr von Verfassungswegen, der Gewaltenteilung entsprechend und der europäischen Entwicklung gehorchend zusteht!“ Mit der Resolution Nr.1685/2009 hat der Europarat die Bundesrepublik aufgefordert, die Justiz durch gemeinsame Verwaltungsräte, bestehend aus Richtern und Staatsanwälten, verwalten zu lassen. Es mutet daher grotesk an, dass die sich als vorbildlicher Rechtsstaat verstehende BRD die Kriterien für eine Aufnahme in die EU wegen ihrer „spätfeudalen“ Justizstruktur nicht erfüllen würde.
 
Schwerpunkte der diskutierten Modelle sind die Sicherung der Unabhängigkeit der Justiz und deren Demokratisierung. Das betrifft die gesamte Organisation der Rechtsprechung durch Gerichtsbarkeitsräte, die auf Landes- und Bundesebene das bisher zuständige Justizministerium ersetzen. Sie bestehen aus den vom Parlament gewählten Abgeordneten oder im Rechtsleben erfahrenen Personen und von der RichterInnenschaft gewählten richterlichen Mitgliedern.
 
Die Gerichtsbarkeitsräte verantworten die Haushaltsmittel gegenüber dem Parlament und sind für das Disziplinarrecht zuständig. Richterwahlausschüsse entscheiden über die Ersteinstellung und werden vom Parlament und der Richterschaft gewählt. Das Präsidium, vertreten durch eine/-n auf Zeit von der Richterschaft gewählte/-n Präsidentin/-en, leitet das Gericht. Ein weiterer zentraler Punkt ist die Abschaffung des Beförderungssystems, welches auf einem System dienstlicher Beurteilungen basiert, deren Fragwürdigkeit die Spatzen von den Dächern pfeifen. Die Neue Richtervereinigung und der Deutsche Richterbund haben die Diskussion bereits vorangetrieben und lesenswerte Gesetzentwürfe erarbeitet.
   
Autoreninfo
 
Jens Petermann ist rechtspolitischer Sprecher der Linksfraktion im Bundestag und hat den Wahlkreis 197 Suhl-Schmalkalden-Meiningen-Hildburghausen gewonnen. Er arbeitete fast 20 Jahre als Arbeits-und Sozialrichter und war Vorsitzender des Verbandes der Arbeitsrichterinnen und Arbeitsrichter Thüringens sowie Landessprecher der Neuen Richtervereinigung. In diesem Plädoyer entwickelt er das Thema Mindestbedingungen für Regierungsbeteiligungen im Bereich der Rechtspolitik, die in der Ausgabe 7 dieses Magazins behandelt wurde, weiter.




IN & OUT





IN: Bundesverfassungsgerichtsurteil für SLIME-Song „Deutschland muss sterben“ unter Berufung auf Heinrich Heine 
OUT: Wenn Gerichte die Bespitzelung der LINKEN als verfassungskonform einstufen.
  
IN: ArbeitnehmerInnendatenschutz: Keine Stasi-Methoden in den Betrieben!
 
OUT: Linke Geschichtsvergessenheit à la „So schlimm war das doch gar nicht mit der Stasi.“
  
IN: Regen in Moskau – Lange haben wir darauf gewartet.
 
OUT: Regen in Pakistan – Enough is enough!
  
IN: Schottern beim Protest gegen den Castor-Transport im November: Wo kein Gleisbett, da kein Transportzug.
 
OUT:  Schotter häufen, ohne Vermögenssteuer zahlen zu müssen
  
IN: Mitmachen beim prager-frühling-Programmzitate-Ranking
 
OUT: Programmdebatten nach Radio-Jerewan-Prinzip, die nur im Prinzip gewollt sind. Konkret immer zurückgewiesen werden.
  
IN: Die Saunasaison eröffnen
 
OUT: Mit Schnupfen in den Herbst starten
  
IN: Kondom-Automaten im Vatikan aufstellen
 
OUT: Patente auf AIDS-Medikamente
  
IN: Ablasshandel für Ehegattensplitting, z. B. prager frühling mit Soli-Abos unterstützen!
 
OUT: steuerliche Privilegierung der Ehe




100 Jahre FC St. Pauli

nie wieder krieg, nie wieder faschismus, nie wieder 3. liga



Fußball Linke = FC St. Pauli. Die mythische Gleichung scheint ewig zu gelten – mindestens seit der Vereinsgründung in 1910. Doch als „linker“ Klub wurde St. Pauli erst in der zweiten Hälfte der 80er Jahre wahrgenommen – zu einer Zeit, in der rechte Tendenzen bei Fußballfans in vielen Vereinen zum Problem wurden. Rassistische Vorfälle beim HSV brachten damals manche dazu, sich dem unauffälligen Kiez-FC zuzuwenden. Ein weiteres Motiv war Volker „hört die Signale“ Ippig, der hier das Tor hütete. Volker entsprach gar nicht dem Profikicker-Klischee: Ein Hausbesetzer aus der Hafenstraße, der nach dem Abi zur Soli-Arbeit ins revolutionäre Nicaragua gegangen war. Fortan wehte über der Gegengeraden die erste Totenkopf-Fahne. Darunter sammelten sich immer mehr Fans, die schwarze Kapuzenpullis trugen, „Nazis raus“ riefen und statt Flachmann lieber einen Joint kreisen ließen. Mit einigen Freunden wurde auch ich damals zum regelmäßigen Millerntor-Pilger. Mit jeder Saison kamen mehr Linksalternative, darunter viele Frauen – Leute, die zuvor kaum in ein Fußballstadion gefunden hatten. Das Stereotyp vom linksautonomen Pauli-Fan, der in der „dritten Halbzeit“ besetzte Häuser gegen Wasserwerfer verteidigt, passte natürlich nie auf alle Fans. Aber es waren die erst kleinen, dann immer größeren Gruppen von Linken, die die Vereinskultur geprägt haben. 
So ist die Hafenstraße längst ein ordentlicher e. V. mit Mietverträgen (aber immer noch außergewöhnlichen BewohnerInnen). Und der FC St. Pauli spielt in der 1.Liga, erklärt aber weiterhin trotzig, „not established since 1910“ zu sein. Tatsächlich sind es nicht nur die Totenkopf-Fahnen und AC/DCs „Hells Bells“ zu Spielbeginn, die das Besondere dieses Vereins ausmachen. St. Pauli war der erste Profiklub, der sich eine ausdrücklich antirassistische und antisexistische Stadionordnung gab, und der mit Corny Littmann einen bekennenden Schwulen zum Präsidenten wählte. Im deutschen Sport immer noch leider die Ausnahme ist auch die kritische Thematisierung der NS-Zeit in der Vereinsgeschichte. Nach wie vor – das bestätigen sogar Ethnologen – ist die „Widerständigkeit gegen das Leistungsprinzip geradezu konstitutiv für den Underdog der Liga“: „Das Gesetz des Stärkeren findet hier aus moralischen Gründen keine Anwendung.“ (1)
 
Auch deshalb bleiben Pauli-Fans ihrem Klub in schweren Zeiten besonders treu. Als unserem überschuldeten „Weltpokalsiegerbesieger“ in 2003 der Lizenz-Entzug drohte, sammelten die Fans zwei Millionen Euro. Selbst nach dem Abstieg in die Drittklassigkeit verkaufte St. Pauli mehr Dauerkarten als jeder Zweitligist. You’ll never walk alone! Für viele wurde der Verein zum Sinnbild für die Möglichkeit, in der kalten Welt kapitalistischer Konkurrenz linke Werte zu bewahren, die eigene Identität nicht zu verraten und sperrig zu bleiben. Gefühlte 50 % der Hamburger LINKEN besitzen eine Lebensdauerkarte, und fast jedeR fußballaffine Linke hat inzwischen wohl ein Totenkopf-Shirt im Schrank. Manchen stößt es ja sauer auf, dass Nonkonformismus dergestalt zur Ware wird. Ohne Marketingoffensive jedoch hätte der Verein vermutlich nicht bis heute überlebt. Und das hätte nur rechten Hools gefallen, die Begegnungen ihrer Klubs mit unserem vor allem als Gelegenheit zum „Zeckenklatschen“ sehen. Tja, sie müssen draußen bleiben, wenn alle anderen feiern: das 100jährige Jubiläum, den Aufstieg, tollen Fußball, nächsten Samstag. „Welcome to the hell of St. Pauli!“
  
Anmerkung: 
 
(1) Laurence Heesch/Andrea Rützel: Will they (n)ever walk alone?, in: Brigitta Schmidt-Lauber (Hg.): FC St. Pauli – Zur Ethnographie eines Vereins, Münster (LIT) 2008, S. 128
  
Autor:
 
Jan van Aken sitzt derzeit regelmäßig sowohl auf der Gegengerade am Millerntor als auch im Bundestag für die LINKE. In der Vergangenheit saß er bereits vor dem AKW in Gorleben, in Schlauchbooten von Greenpeace und in Flugzeugen als Biowaffeninspekteur der Vereinten Nationen.




einigkeit und recht und sülze

Schaarschmidts Glosse

Uwe Schaarschmidt

Dem fehlenden Toilettenpapier auf einem Kneipenklosett sein Unterhemd geopfert zu haben, hält man nur so lange für eine pfiffige Idee, bis einem aufgeht, dass es die Socken auch getan hätten. Ähnlich müssen sich die Granden von SPD und Grünen gefühlt haben, als ihnen klar wurde, dass die Persönlichkeit des Kannibalen von Rothenburg hinreichend respektabel gewesen wäre, um in der Bundesversammlung keine Mehrheit zu bekommen. Und heute? Gauck? Seit jener so denkwürdigen wie schmierigen Digital-Posse versuchen sich die altvorderen Grünen und Sozialdemokraten in fortgesetzter Schelte der LINKEN, welche in der Bundesversammlung bewiesen hätte, dass man mit DENEN nicht koalieren könne. 
Es ist verblüffend: Mit den 26 Buchstaben des Alphabets kann man – fleißiges Kombinieren vorausgesetzt – im Prinzip das gesamte, auf der Welt vorhandene Wissen beschreiben. Was aber tun diese Menschen im Vollbesitz jenes artikulativ-phonetischen Schatzkästchens? Sie hauchen das gleiche Miasma aus ihren vom Soor des kalten Krieges belegten Schlündern. Und da glaubt man dann, irgendetwas verpasst zu haben. Wer, bitteschön, hat DIE eigentlich darum gebeten, mit der LINKEN zu koalieren? Das Ganze muss ein Missverständnis sein! Selbstverständlich käme kein vernünftiger Mensch auf die Idee, dass das heutige Spitzenpersonal von SPD und Grünen als Partner der LINKEN die Zukunft Deutschlands sein könnte. Was soll das Volk auch mit den physiognomisch wie intellektuell verwitterten Architekten von Hartz IV, der Deregulierung der Finanzmärkte und der Kriegstreiberei anfangen? Jetzt, da es ins zweite Jahrzehnt des dritten Jahrtausends geht?
 
Man könnte dann auch zum Mediamarkt laufen, um nach Fernsehgeräten mit Bildröhre oder einem Videorecorder mit gutem Standbild zu fragen. Vielleicht sollte es Tafeln geben, ähnlich jener, von denen sich die Opfer der Genannten die Nahrung klauben müssen. Politiker-Tafeln, an denen sich Bürgermeister/innen und Kreisräte aus der ostdeutschen Provinz gütlich tun dürfen, wenn sie für ihre Dorfsowjets keine Kandidat/innen finden. Dort, in den Niederungen der Lausitz oder auf den Höhen des Erzgebirges, wo es kaum noch junge Frauen gibt, dafür aber Nazis im besten Alter, welche die Reihenfolge bei der Besamung des weiblichen Restbestandes mit der Axt klären, könnte die Partyware von Schröders Reste-Rampe noch einmal ganz von vorn beginnen. Sie könnten die Nachmittage an den Landschulen beleben, Kurse anbieten: „Claudias kleine Zeichensetzerei“ etwa, oder „Faschisten wegschmunzeln mit Jürgen“. Für Kurt fällt mir nichts ein – außer jener Japaner, der sich, um das Schulgeld für seinen Sohn zahlen zu können, gegen Bares Fausthiebe auf die Kauleisten geben ließ. Vielleicht kommt auch Gauck mit, um verprügelte Asylbewerber/innen in Opferberatungsstellen darüber zu belehren, dass die Gewalt, die sie empfangen haben, zwar sicher unangenehm, aber auch ein Ausdruck von Freiheit und Eigeninitiative gewisser junger Schlawiner sei, die man nicht aufgeben dürfe.
 
Eigeninitiative in Sachen Tafel ergriff jedenfalls Christian Wulff, letztes von Angela Merkel entsorgtes Mitglied des „Andenpaktes“ und seit neulich Bundespräsident. Er lud 1.500 Menschen ans Brandenburger Tor, in den Schatten der längst vergangenen deutschen Teilung, an eine „Tafel der Demokratie“ zu Schmaus und Plauderei. Es gab Sülze. Politik für die Zukunft müssen andere machen.
  
Autor:
 
Uwe Schaarschmidt schreibt satirische Texte, u.a. für prager frühling. Bisher hat er sich nicht getraut im Elektronikfachhandel nach einem Röhrenbildschirm zu fragen. Umso bedenklicher findet er es, dass die politische Klasse der Republik damit offensichtlich kein Problem hat.




top oder flop?

Das große prager-frühling-Programmzitate-Ranking



Die LINKE kreißte und gebar ... nein, keine Maus, sondern den Entwurf eines Parteiprogramms. Die Redaktion des prager frühling hat es gelesen um festzustellen, ob sich die Geburtswehen gelohnt haben. 
Die besten und schlechtesten Zitate haben wir aufgeschrieben. Und da uns die Debatte noch eine Weile begleiten wird, könnt ihr auf www.prager-fruehling-magazin.de eure Favoriten wählen. Das Ergebnis gibt’s im nächsten Heft.
  
Kolja Möller
 
Top:
 
„Wir setzen uns dafür ein, neue Formen einer Politik von unten zu entwickeln. Dazu gehören auch der politische Streik und der Generalstreik.“
  
Flop:
 
„Die Staaten und die Weltgesellschaft bleiben Geisel der Vermögensbesitzer und Spekulanten.“
  
Lena Kreck
 
Top: 
 
„Wir wollen alle gesellschaftlichen Verhältnisse überwinden, in denen Menschen ausgebeutet, entrechtet und entmündigt werden und in denen ihre sozialen und natürlichen Lebensgrundlagen zerstört werden.“
  
Flop: 
 
„Die ungebändigte Freiheit der Finanzhaie bedeutet Unfreiheit für die Mehrheit der Menschen.“
  
Katja Kipping
 
Top:
 
„Wir fordern die Abschaffung des Ehegattensplittings, denn dieses fördert die traditionelle männlich dominierte Alleinverdienerehe.“
  
Flop: 
 
„Die Grundlage für die Entwicklung der Produktivkräfte ist heute und auf absehbare Zeit die Erwerbsarbeit."
  
Laszlo Strzoda
 
Top:
 
„Immer deutlicher wird: Eine ökologisch nachhaltige Entwicklung steht im Widerspruch zur kapitalistischen Wachstumslogik. Die ökologische Frage ist zugleich eine ökonomische, soziale und kulturelle – eine Systemfrage.“
  
Flop:
 
"Doch erst die Befreiung aus der Herrschaft des Kapitals verwirklicht die sozialistische Perspektive der Freiheit und Gleichheit für alle Menschen. Dies haben insbesondere die sozialistischen Theoretiker Marx und Engels gezeigt."
Jörg Schindler 
Top:
 
„DIE LINKE strebt nur dann eine Regierungsbeteiligung an, wenn wir hierdurch eine Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen erreichen können. Sie wird sich an keiner Regierung beteiligen, die Privatisierungen vornimmt, Sozial- oder Arbeitsplatzabbau betreibt. Darüber hinaus wird sich DIE LINKE auf Bundesebene nicht an einer Regierung beteiligen, die Kriege führt und Kampfeinsätze der Bundeswehr im Ausland zulässt, die Aufrüstung und Militarisierung vorantreibt. Notwendige Bedingungen sind weiterhin die Durchsetzung des gesetzlichen Mindestlohns und der Kampf gegen Lohndumping und untertarifliche Bezahlung.“
  
Flop:
 
„Alle ausländischen Militärbasen in Deutschland müssen geschlossen werden.“
  
Thomas Lohmeier
 
Top:
 
„Allerdings müssen die Grundrechte auch in den Kirchen und Religionsgemeinschaften und in deren Einrichtungen Geltung haben.“
  
Flop:
 
„In wichtigen Fragen, etwa wenn Massenentlassungen oder Betriebsschließungen geplant sind, muss es Belegschaftsabstimmungen geben.“




wie kommunistisch bist du?

Der prager-frühling-Test



Es klopft an Deiner Tür. Wie reagierst Du?  
a) „Mama, ich kann jetzt noch keine Wurstschnitten annehmen. Ich löse gerade mit meinen Freunden Mike und Charly aus Neuseeland ein Linuxproblem.“
 
b) „Dass die Diakonie-Station auch immer zu spät sein muss. Ich könnte meine Stützstrümpfe schon seit einer halben Stunde tragen.“
 
c) „Wer es auch sei: Komm rein, bring Glück hinein und färbe Batikdecken mit mir!“
  
Was sind Deine Lieblingsfilme?
  
a) American Pie, Minority Report und Mission Impossible
 
b) Ernst Thälmann – Sohn seiner Klassen, Ernst Thälmann – Führer seiner Klasse. Aktuelle Filme kenne ich nicht.
 
c). Woodstock – Der Film, The Doors, Shanti, Shanti: Finde dein Mantra mit Jogi Haivshinu Mayasabi
  
Wer ist der gesellschaftliche Hauptgegner?
  
a) Bill Gates und Microsoft, proprietäre Software nervt wie die Sau. Sie kostet Geld und Nerven.
 
b) Finanzhaie und Monopolkapitalisten. Schon Georgi Dimitroff lehrte auf dem VII. Weltkongress der Kommunistischen Internationalen: Sie führen uns im Zweifel zurück in den Faschismus.
 
c) Ich kenne nur Liebe und Versöhnung, keine Gegner.
  
Es ist Bundestagswahl. Welche Partei wählst Du?
  
a) Die Piraten. Sie sind die einzigen, die das Internet wirklich verstehen.
 
b) Die LINKE. Aber nur wegen Sarah Wagenknecht. Sie nimmt kein Blatt vor den Mund und steht ehrlich zu ihren Prinzipien.
 
c) Ich gehe gar nicht wählen. Am Wahlsonntag trifft sich immer meine Selbsterfahrungsgruppe „Finde deine Mitte“.
  
Was hältst Du vom Feminismus?
  
a) Ich meine: Man sollte es nicht übertreiben. Solange die Frauen nicht ständig im Linux-Forum rumnerven, sollen sie ruhig genauso viel verdienen wie Männer.
 
b) Alles Tricks der Bourgeoisie, um vom Klassenkampf abzulenken.
 
c) In unserem Seminar über freie Liebe lösen wir die Geschlechtergrenzen regelmäßig selbstbestimmt auf: Beim Gruppensex liegen die Männer unten und die Frauen oben, immer im Wechsel. Dafür brauchen wir keinen Feminismus.
  
Du verbringst das Wochenende ...
  
a) in meinem Keller-Zimmer vor dem PC.
 
b) auf der Kreiskulturkonferenz der DKP mit Liedermachern und Egon Krenz.
 
c) auf dem Fusion-Festival: Ferienkommunismus und Elektro!
  
Du kritzelst gedankenverloren auf ein Stück-Papier
  
a) die neuesten Programmier-Codes.
 
b) Hammer und Sichel.
 
c) hippieesque Kreisfiguren.
  
Wann beginnt der Kommunismus?
 
 a) Wenn Linux über Microsoft gesiegt hat.
 
b) Wenn die Elektrifizierung abgeschlossen ist und alle Volksfeinde eliminiert sind: Also nie.
 
c) Ich lebe den Kommunismus schon.
  
Was sind Deine Lieblingsdrogen?
 
 a) Warcraft II.
 
b) Schnaps und Bier.
 
c) Share with your neighbours and smoke a joint for me!
  
Es klopft wieder an Deiner Zimmertür. Wie reagierst Du?
 
 a) Mensch Opa, ich hab Dir schon tausendmal gesagt, dass ich kein Interesse an deinen altkommunistischen Schoten habe.
 
b) Das wird wohl Petra von der Kommunistischen Plattform sein. Sie holt mich immer Dienstags ab. Eigentlich habe ich keine Lust, kein politischer Output seit Monaten. Habe den Eindruck, dass wir in letzter Zeit zunehmend zu einer Selbsterfahrungsgruppe werden.
 
c) Ah, endlich Hivashnu Wayasabi vom Computer-Inder um die Ecke. Hoffentlich kann er mir helfen endlich, Linux auf meinem Rechner zu installieren.
  

Auswertung

a) WissenskommunistIn
 
 Du wohnst noch zu Hause und lässt Dir von Deiner Mutter Schinkenschnittchen schmieren. Das schafft Zeit, um mit Deinen Freunden aus allen Teilen der Welt Programmierprobleme zu lösen. Dich nervt die Eigentumsstruktur der Softwareindustrie. Probleme könnten viel besser kollektiv und gemeinsam gelöst werden. Vor allem, wenn keine Frauen mitmachen. prager frühling empfiehlt: Mal bei Marx nachlesen, wie die Eigentumsordnung im Kapitalismus funktioniert. Schinkenschnittchen selber schmieren und nicht frauenfeindlich werden. Dann klappt’s auch vielleicht bald mit dem Kommunismus. (Und unter uns: Er braucht Dich!)
 
 b) TraditionskommunistIn
 
Ja, ja. Die Diakonie nervt. Die Finanzhaie und Monopolkapitalisten steuern die Welt in den Abgrund und zur Abwechslung ziehst Du Dir im Altersheim zum zigsten Mal die beiden Filme über Ernst Thälmann rein. Verschwörungstheorien, Lamentiererei über den Zustand der Welt, Kulturkonservatismus – Karl Marx würde sich im Grabe umdrehen. So richtig kommunistisch ist das alles nicht. prager frühling empfiehlt: Aufhören den Kommunismus für Nostalgie und Folklore zu hijacken, statt dessen Lektüre neuerer Bücher über den Kommunismus wie z.B. Commonwealth von Antonio Negri und Michael Hardt (siehe S.9-11). Auch der Besuch eines Linux-Kurses wäre sicherlich sinnvoll.
 
c) Hippie-KommmunistIn
 
 Batiken, Gruppensex, Selbsterfahrung. Für Dich ist der Kommunismus eine Lebenseinstellung. Alles für alle und zwar umsonst, garniert mit Hedonismus – und einer gehörigen Ignoranz gegenüber gesellschaftlichen Problemlagen: Während draußen das Patriarchat tobt, ziehst Du Dich in Deine Gruppenstrukturen zurück. Du gehst nicht wählen und ermöglichst damit den Durchmarsch der FDP. Na toll! prager frühling empfiehlt: Nächstes Jahr mal die Fusion ausfallen lassen, dafür die Filme über Ernst Thälmann gucken und nachdenken, wie eine antikapitalistische politische Praxis heute aussehen könnte. Sonst wird es auch nichts mit dem Kommunismus.
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